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Änderungen im Hundegesetz  
des Landes Sachsen-Anhalt 
„Das Landesverwaltungsamt, 
Referat Hoheitsangelegenhei-
ten, Gefahrenabwehr, Auslän-
derangelegenheiten informiert 
hiermit die nichtgewerblichen 
Hundezüchter über Änderun-
gen im Hundegesetz (HundeG 
LSA): Ab dem 1.3.2016 tritt ein 
Zucht-, Vermehrungs- und 
Handelsverbot mit gefährlichen 
Hunden nach § 3 Absatz 2 
HundeG LSA gemäß § Absatz 4 
HundeG LSA in Kraft. Gemäß § 

16 Absatz 1 Nummer 5 HundeG 
LSA handelt ordnungswidrig, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen § 3 Absatz 4 HundeG 
LSA  gefährliche Hunde nach § 3 
Absatz 2 HundeG LSA züchtet 
oder vermehrt oder mit diesen 
handelt. Die gewerblichen 
Hundehalter werden durch das 
Veterinäramt des Landkreises 
informiert.“

C. Rottstädt
Ordnungsamt

Zur Anmeldung der Schulanfänger 
2017/2018 in den Grundschulen  
Arneburg, Goldbeck und Iden
Die Anmeldung der Schulanfän-
ger, die bis zum 30. Juni 2017 
das sechste Lebensjahr vollen-
den und mit Beginn des Schul-
jahres 2017/2018 somit schul-
pflichtig werden, ist zu 
folgenden Terminen in den 
Grundschulen vorzunehmen:
Grundschule Arneburg
Montag, den 15. Februar und 
Donnerstag, den 18. Februar
nach vorheriger Vereinbarung 
mit der Schulleitung unter der 
Telefon-Nr.: 039321/2576.
Dieses betrifft die Kinder aus 
der Stadt Arneburg mit sämtli-
chen Ortsteilen, der Gemeinde 
Hohenberg-Krusemark mit 
sämtlichen Ortsteilen, der 
Gemeinde Hassel mit sämtli-
chen Ortsteilen und der Ge-
meinde Eichstedt (Altmark) mit 
den Ortsteilen Baumgarten, 
Lindtorfund Rindtorf.
Mitzubringen ist die Geburtsur-
kunde des Kindes oder das 
Familienstammbuch. Das 
anzumeldende Kind ist persön-
lich vorzustellen.
Grundschule Goldbeck
Montag, den 15. Februar von 7 
bis 16.30 Uhr und Donnerstag, 
den 18. Februar von 7 Uhr bis 
13 Uhr
Dieses betrifft die Kinder aus 
der Gemeinde Goldbeck mit 
sämtlichen Ortsteilen, der 
Gemeinde Rochau mit sämtli-
chen Ortsteilen sowie aus dem 
Ortsteil Baben der Gemeinde 
Eichstedt (Altmark). Mitzubrin-
gen ist die Geburtsurkunde des 
Kindes oder das Famili-

enstammbuch. Die Anwesen-
heit des Kindes ist an diesem 
Tag nicht erforderlich!
Grundschule Iden
Dienstag, den 16. Februar von 
15 bis 19 Uhr
Dieses betrifft die Kinder aus 
der Gemeinde Iden mit sämtli-
chen Ortsteilen, der Hansestadt 
Werben (Elbe) mit sämtlichen 
Ortsteilen sowie aus der 
Ortschaft Königsmark (mit den 
Ortsteilen Rengerslage, Was-
merslage und Wolterslage) und 
der Ortschaft Walsleben (mit 
dem Ortsteil Uchtenhagen) der 
Einheitsgemeinde Hansestadt 
Osterburg (Altmark). 
Mitzubringen ist die Geburtsur-
kunde des Kindes oder das 
Familienstammbuch. Das 
anzumeldende Kind ist persön-
lich vorzustellen.
Bei Kindern aus der Ortschaft 
Königsmark (mit den Ortsteilen 
Rengerslage, Wasmerslage und 
Wolterslage) besteht ein 
Wunsch- und Wahlrecht 
zwischen den Grundschule Iden 
und der Grundschule Osterburg.
Kinder, die bis zu diesem 
Stichtag das fünfte Lebensjahr 
vollendet haben, können auf 
Antrag der Eltern angemeldet 
werden. Sie sollten die für den 
Schulbesuch notwendigen 
körperlichen und geistigen 
Voraussetzungen besitzen und 
in ihrem sozialen Verhalten 
ausreichend entwickelt sein.

Trumpf
Verbandsgemeindebürgermeister
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Stadt Arneburg
Breite Str. 59
eine sanierte 4-R-Whg.; ca. 78 
m², Grundmiete: ca. 4,00 €/ m² 
ab März 2016 bezugsfertig
Breite Str. 16
Gewerberäume auf Anfrage 

Gemeinde
Hohenberg-Krusemark
Hohenberg-Krusemark
Hauptstraße 29
eine 3-R.-Whg-: ca. 55 m², 
Grundmiete ca. 4,40 €/m²
Hauptstraße 46
Gewerberäume mit Einbau-Kü-
che 133 m²; Grundmiete ca. 4,50 
€/m²
OT Osterholz
Am Deich 7/8 
im modernisierten Wohnblock 
mit Heizung und Balkon
eine sanierte 4-R-Whg.; ca. 70 
m², Grundmiete: ca. 4,00 €/ m² 
eine sanierte 3-R-Whg.; ca. 61 
m², Grundmiete: ca. 4,00 €/ m² 
OT Hindenburg 
Werbener Straße 5
eine sanierte 3-R.-WE; ca. 78 m²; 
Grundmiete ca. 4,00 €/m²; 
sofort bezugsfertig mit Garage
Schulstraße 6
Gewerberäume; ca. 50 m²; 
Grundmiete 4,00 €/m²

Hansestadt Werben (Elbe)
Behrendorfer Str. 14
Erdgasheizung
eine  1 R. Whg.; ca. 25 m², 
Grundmiete: ca. 4,20 €/ m²   
Räbelsche Straße 26
eine 2 R. Whg. ca. 48 m², Grund-
miete 4,90 €/m²
Marktplatz 1
Verpachtung Gaststätte „Rats-
keller“ Hansestadt Werben 
(Elbe)
Gewerberäume auf Anfrage 
OT Behrendorf
im sanierten Wohnblock, 
Werbener Str. 11
zwei 2-R.-Whg.; ca. 46 m², 
Grundmiete: 4,30 €/ m²
eine 3-R.-Whg.; ca. 57 m², 
Grundmiete:  4,30 € /m²   
beide WE mit Erdgasheizung
Werbener Str. 11a+b
zwei 3-R.-Whg.; ca. 56 m², 
Grundmiete: 4,30 €/ m²
eine 4-R.-Whg.; ca. 70 m², 
Grundmiete: 4,30 €/ m²
mit Erdgasheizung   
OT Giesenslage
Dorfstr. 22
eine sanierte 1-R.-Whg.; ca. 30 
m², Grundmiete:  4,30 €/ m², EG, 
Dusche ebenerdig, sofort 
bezugsfertig
eine 1-R.-Whg.; ca. 30 m², 

Grundmiete: 4,30 €/ m², mit 
Erdgasheizung    

Gemeinde Rochau
Polkauer Str. 4 – Wohnblock 
wärmegedämmt
eine  3-R.-Whg.; ca. 66 m², 
Grundmiete: 5,25 €/ m² OG 
links, saniert, mit Balkon
zwei  2-R.-Whg.; ca. 36 m², 
Grundmiete: 5,30 €/ m² OG 
links, saniert, mit Balkon
Eichenweg 7
zwei  4-R.-Whg.; ca. 70 m², 
Grundmiete: 4,50 €/ m² OG 
links / EGR
Eichenweg 5
eine  sanierte 2-R.-Whg.; ca. 46 
m², Grundmiete: ca. 4,00 €/ m² 
OG links, sofort bezugsfertig, 
Dusche ebenerdig
Eichenweg 3 – Wohnblock 
wärmegedämmt
eine 3 R.-WE; ca. 60 m², Grund-
miete: ca. 5,25 €/m², OG links
Eichenweg 1 – Wohnblock 
wärmegedämmt
eine 3 R.-WE.; ca. 60 m², Grund-
miete: ca. 5,25 €/m², OG re.

Alle Wohnungen in Rochau 
haben, durch den Nahwärme-
anschluss, günstige Heizkosten.
In allen Gemeinden ist jeweils 

Mietkaution in Höhe von 2 
Grundmonatsmieten zu 
hinterlegen. Die Wohnungen 
werden vor Bezug renoviert.
Sprechzeiten  Wohnungswesen:

Sprechzeiten  
Wohnungswesen:
Dienstag	� 9 - 12 Uhr
� und 13 - 15 Uhr 
Donnerstag	�  9 - 12 Uhr 

Sprechzeit in der Hansestadt 
Werben (Elbe) im Rathaus der 
Stadt, 3. Februar von 9:00 bis 
12:00 Uhr

Nähere Angaben zu den 
Wohnungen können Sie im 
Infrastrukturbetrieb (Eigenbe-
trieb) der Stadt Arneburg, 
Wohnungswesen, 39596 
Arneburg, Osterburger Str. 1 
(Industrie- und Gewerbepark) 
erhalten. 

Frau Klas,  039321 547813 – 
SB Wohnungswesen
Frau Thürnagel,  039321 
547810 – Sekretariat  
Fax: 039321 547818
E-Mail:                           		
eigenbetrieb@isb-arneburg.de

Wohnungen im Verwaltungsbereich
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Kompendium der Landpacht – 
Informationen über Rechtsformen und Fallbeispiele
In der Verwaltungsgemeinschaft 
Arneburg-Goldbeck werden 
landwirtschaftliche Nutzflächen 
(LN) durch private Landwirte als 
Familienbetriebe, als GbR, durch 
Genossenschaften (Gen.) oder 
Handelsgesellschaften (KG, 
GmbH & Co KG) bewirtschaftet. 
Die Rechtsform des Pächters ist 
für die Bodennutzung ohne 
Belang, allerdings kann im Falle 
der Pächter-Haftung dessen 
Rechtsstatus eine Rolle spielen, 
z.B. bei einer Agrar-GbR, deren 
Gesellschafter gesamtschuldne-
risch für GbR Verbindlichkeiten 
unbeschränkt – auch persönlich 
haften (§§ 714, 421 BGB). 
Als Verpächter treten regelmä-
ßig private Landeigentümer 
oder Kirchengemeinschaften 
auf. 
Der Verpächter hat den Ab-
schluss und die Änderung des 
Landpachtvertrages (PV) der 
Kreisverwaltung anzuzeigen, die 
ihrerseits das Recht auf Bean-
standungen, wie z.B. wegen der 
Pachthöhe hat (§§ 2,4 LpachtVG; 
EuGH, Az: C-39 /14. Wurde der 
PV nicht angezeigt, kann er vom 
Landwirtschaftsgericht im 
streitigen Verfahren nicht 
geändert werden (§ 9 a. a. O.; § 
48 LwVG). Das Landwirtschafts-
gericht ist mit einem Berufsrich-
ter und zwei Landwirt-
schafts-Schöffen besetzt.

I. Parteien des Pachtvertrages
Ein PV genügt dann der Schrift-
form (§ 5 85a BGB), wenn sich 
alle wesentlichen Vertragsbe-
dingungen, insbesondere der 
Pachtgegenstand, der Pachtzins 
sowie die Dauer und die 
Parteien des PV nebst Wohnan-
schriften aus der Urkunde 
ergeben. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn auf einer Ver-
tragsseite eine Personenmehr-
heit beteiligt ist (BGH, AZ: LwZR 
2/04). Ein mündlicher PV ist 
risikobehaftet. Neben dem im 
Grundbuch Abt. I als Allein-Ei-
gentümer Ausgewiesenen 
können als Verpächter u.a.
•	mehrere Bruchteils-Eigentü-

mer der LN (Miteigentümer, 
§§ 741 ff BGB),

•	eine Erbengemeinschaft 
	 (§ 2032 BGB),

•	Personengesellschaften 
	 (§§ 705, 719 BGB) oder
•	Handels- bzw. Kapitalgesell-

schaften (GmbH) auftreten.
Großverpächter ist die BV-
VG-GmbH, die für die BRD die 
Privatisierung ehemals volksei-
gener LN betreibt und nach 
Maßgabe von Ziff. 2.2.4 ihrer 
„Privatisierungsgrundsätze" 
Pachtverträge „über bis zu 9 
Jahre unter Wegfall der Direkt
erwerbsmöglichkeit" (§ 3 I 
AusglLeistG) abschließen kann 
(LG Berlin, AZ: 12 0 188/11). 
Allerdings verlangt die BVVG 
dafür von LPG-Nachfolgeunter-
nehmen die Vorlage eines – von 
der Landesregierung gewollten 
– diskriminierenden „Persil-
scheines" des ALF zur rechtmä-
ßigen Umwandlung und 
Vermögensverteilung (§ 44 
LwAnpG), obwohl die Fristen 
dafür aus §§ 3b, 49, 69 III a.a.O. 
seit über 10 Jahren abgelaufen 
sind.
Bei der Durchführung des PV 
können Probleme auftreten, 
wenn während der Pachtzeit 
der Verpächter stirbt und er von 
einer ungeteilten Erbengemein-
schaft beerbt wird. Der Pächter 
sollte sich jedenfalls einen 
Erbschein bzw. ein eröffnetes 
Testament (§ 348 FamFG) 
vorlegen lassen. Bis zu einer 
Auseinandersetzung der 
Erbengemeinschaft steht ihr 
nur die gemeinschaftliche 
Verwaltung des Nachlasses zu 
(§§ 2038, 2040 BGB). Von der Art 
und dem Zweck der Verwaltung 
hängt es ab, welche Mehrheits-
verhältnisse für die Entschei-
dung notwendig sind. Eine 
ordnungsgemäße Verwaltung 
basiert auf einer Mehrheitsent-
scheidung der Erben etwa über 
den LN-Verkauf – im Falle einer 
„Notverwaltung" (Gefahr im 
Verzug) reicht eine Einzelent-
scheidung eines schriftlich 
bevollmächtigten Erben. Die 
Erbengemeinschaft kann auch 
einen Fremdverwalter auf 
Grundlage eines Geschäftsbe-
sorgungsvertrages bestellen  
(§§ 675 ff BGB). Sofern sich die 
Erbengemeinschaft nicht auf 
eine einvernehmliche Verwal-
tung verständigen kann, kann 

der Pächter die Pacht mit 
schuldbefreiender Wirkung bei 
der Hinterlegungsstelle des 
Amtsgerichtes (Stendal) unter 
Verzicht auf die Rücknahme 
hinterlegen (§ 374 BGB; §§ 8 ff 
HintG-LSA). Die Hinterlegung 
hat er „unverzüglich" den Erben 
anzuzeigen. Keinesfalls sollte 
der Pächter an einen Erben 
zahlen, weil dann die Gefahr 
seiner doppelten Inanspruch-
nahme besteht.
Unser Fall: Herr B und seine 
Schwester S bilden eine unge-
teilte Erbengemeinschaft über 
ideelle 10 ha LN. Die LN haben 
sie an eine Gen. verpachtet. S 
verkauft „ihre" unvermessenen 
5 ha ohne Wissen des B an die 
Gen., die sich nach Ablauf der 
Vorkaufsfrist des B (§ 2034 II 
BGB) als neue Eigentümerin 
von ideellen 5 ha ins Grund-
buch eintragen lässt und 
zugleich anstelle von S in den 
PV eintritt. Sie bildet nun mit B 
die neue Gesamthandsgemein-
schaft. Die alleinige PV-Kündi-
gung des B ist unwirksam. Seine 
Klage-Forderung auf Räumung 
und Herausgabe „seiner" 5 ha 
Pachtfläche war wegen der 
Gesamthandsbindung abzuwei-
sen (AG Oschatz, AZ: 0009/09).
Auf die Berufung des B hat er 
auf dringendes Anraten des 
Oberlandesgerichtes seine 5 ha 
vergleichsweise an die Gen. 
verkauft (OLG Dresden, AZ: U 
XY 106/ 09).
Sollte ein minderjähriges Kind 
die LN erben, so steht die 
Erbschaft zunächst unter der 
Vermögenssorge seiner Eltern 
(§§ 1626 I, 1643 BGB), die jedoch 
die Genehmigung des Familien-
gerichtes einzuholen haben  
(§ 1822 Nr. l BGB), um dann den 
PV abzuschließen oder ggf. zu 
kündigen. Überdies hat der 
Minderjährige die Haftungs-
schutzvorschrift des § 1629a I 
BGB auf seiner Seite. Meldet 
sich beim Pächter ein übergan-
gener Erbe mit dem Ansinnen 
auf Auskunftserteilung zum PV, 
z.B. über Pachtzahlungen oder 
zur Pachtfläche, sollte er sie im 
Interesse seines Verpächters 
verweigern, zumal ein gesetzli-
cher Auskunftsanspruch 

insoweit nicht besteht, weil der 
Pächter nicht als Erbschaftsbe-
sitzer (§§ 2027, 2018 BGB), 
Treuhänder/Beauftragter (§ 666 
f BGB) oder als Geschäftsführer 
ohne Auftrag (§§ 677, 1959 
BGB) handelt.

II. Kirche (EKM) als Verpächter
Grundlage für die 12 Jahres-Ver-
pachtung von Kirchen – LN sind 
die internen Festlegungen der 
EKM gemäß § 19 DB/Grund-
stücksgesetz vom 9.12.2011
•	für die Kriterien zur Pächter-

auswahl, die Gen. benachtei-
ligt (BZ 27/2015),

•	zur Vergabe kirchlicher 
Landpachtflächen und

•	der Muster-Pachtvertrag 
	 (§ 19 II Nr. 5 a.a.O.
Die Pächterauswahl erfolgt 
nach einem strengen Verfahren, 
bestehend aus 6 Bewertungs-
gruppen mit bis zu insgesamt 
16 Punkten, wobei neben der 
regionalen Herkunft des 
Pachtbewerbers, seiner Kir-
chenzugehörigkeit gern auch 
hohe Pachtpreisangebote 
(A=4,60 €/BP + 30-40 %) maß-
geblich sind. Beim EKM-PV (§ 5) 
fällt auf,
•	dass die EKM u.a. den „Aus-

schluss von Gewährleistungs- 
und anderen Ansprüchen" 
dem Pächter zumutet,

•	ihm Vertragsstrafen bis zur 
l0-fachen Jahrespacht bei 
Vertragsverletzungen androht,

aber nicht die LN während der 
Pachtzeit in einem zur vertrags-
gemäßen Nutzung geeigneten 
Zustand erhalten will (§ 586 I  
S. l BGB).

III. Vertragspflichten 
(§§ 586 ff BGB)
Der Pächter hat – soweit im PV 
nicht zugestanden
•	einen sog. Pflugtausch, bzw. 

Unterverpachtung, BGH 
Agrarrecht 1999 S. 212,

•	das Ausbringen von Klär-
schlamm oder gentechnisch 
veränderte Organismen,

•	das Einbringen der Pachtflä-
che in eine GbR (OLG Naum-
burg, NL-BzAR 10/99),

•	die Änderung der landwirt-
schaftlichen Nutzung (§ 590 I 
BGB)
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vorher vom Verpächter geneh-
migen zu lassen (§ 589 I BGB), 
zumal der Pächter für Verschul-
den des Dritten einzutreten hat. 
Die nicht genehmigte Dritt-
überlassung führt regelmäßig 
zur außerordentlichen Kündi-
gung des PV. 
Im Flurbereinigungsverfahren 
ist der Pächter „Nebenbeteilig-
ter" (§ 10 Nr. 2d FlurbG). Der 
Verpächter sollte im Verfahren 
seine Abfindungswünsche  
(§ 57) beim ALF anmelden. Da 
PV im Verfahren auf evt. andere 
LN „umziehen" (§ 68 I) sollen 

dem Pächter keine Nachteile  
(§ 70 I) entstehen (vgl. „Hallo 
Nachbarn", Nr. 4/2015 S. 21 ff 
und Nr. 6/2015 S. 25 ff).
Soll eine Biogasanlage (§§ 2 III 
Nr.lb, 63 BauG – LSA) im Außen-
bereich (§ 35 I Nr. 6 BauGB) 
errichtet werden, bedarf es 
einer rechtlich-wirtschaftlichen 
Zuordnung der als Gesellschaft 
(z.B. GbR, KG) geführten Anlage 
zum Landwirtschaftsbetrieb. 
Dieser muss danach auf den 
Betrieb der Biogas-GbR/KG 
einen rechtlich bestimmenden 
Einfluss ausüben (OVG Lüne-

burg, AZ: 12 LC 153/11 vom 
14.3.13)
Bei Beendigung des PV hat der 
Altpächter die ihm im Zuge der 
EU-Agrarreform zugewiesenen 
Zahlungsansprüche auf den 
Nachfolgepächter kostenlos 
und vollständig zu übertragen, 
wenn das im PV geregelt ist – 
Zahlungsansprüche sind 
abtretbar und handelbar (OLG 
Naumburg, AZ: 2U 90/09).
Zur ordnungsgemäßen Bewirt-
schaftung der LN gehört 
außerdem, dass der Pächter bei 
der Pachtrückgabe Referenz-

mengen (z.B. Zuckerrübenquo-
ten) an den Verpächter/Nach-
folgepächter überträgt (BGH, 
Agrarrecht 1997, S. 215).

IV. Verjährung
Nach Beendigung des PV und 
mit dem Zeitpunkt der Rückga-
be der Pachtsache beginnt die 
6-Monate-Frist der Verjährung 
von Ansprüchen aus dem 
Pachtvertrag. Das gilt auch für 
die Beseitigung der Fundamen-
te von Windkraftanlagen.

Dr. Reinhard Luther
Arneburg

„Neulandgewinner" gesucht – 
kreative Ideen für schrumpfende Regionen Ostdeutschlands
Die Robert Bosch Stiftung hat 
die dritte Bewerbungsrunde 
für ihr Programm „Neulandge-
winner – Zukunft erfinden vor 
Ort" gestartet. Gesucht werden 
engagierte Menschen, die gute 
Ideen haben, wie sie Gesell-
schaft gestalten und die 
Lebensqualität in ihrer Umge-
bung verbessern können. Bis 
zu zwanzig Neulandgewin-
ner-Projekte werden professio-
nell begleitet und mit insge-
samt 900.000 Euro finanziell 
unterstützt. Bewerben können 
sich Privatpersonen, Vereine 
oder Initiativen aus Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen. Bewerbungs-
schluss ist der 4. März 2016.
Hintergrund des Programms 
ist der Strukturwandel und die 
demographische Entwicklung, 
die in vielen Städten und 
Dörfern unübersehbare Spuren 
hinterlassen. Während die 
Bevölkerung manchenorts 
zunimmt, müssen andere 
Gebiete mit einem massiven 
Rückgang umgehen. Besonders 
im Osten Deutschlands stehen 
in vielen Regionen Häuser leer, 
Läden schließen und die 
Versorgung mit alltäglichen 
Dingen wird schwieriger.
Seit dem Programmstart 2013 
haben sich mehr als 1.000 

Initiativen beworben. Eine Jury 
hat in den ersten zwei Runden 
die 37 überzeugendsten Ideen 
ausgewählt. Inzwischen sind 
aus den Ideen konkrete 
Projekte geworden, mit denen 
die Neulandgewinner erfolg-
reich auf lokale Probleme 
reagieren. In Görlitz entsteht 
mit dem Kühlhaus ein neuer 
Kulturort von jungen Leuten 
für junge Leute. In Mecklen-
burg-Vorpommern entwickeln 
sich kleine Dörfer wie Wange-
lin oder Qualitz zu Motoren 
ländlicher Entwicklung und in 
Dessau erwirtschaften urbane 
Farmer auf brachliegenden 
Abrissflächen Lebensmittel 

aus der Stadt. Um ihr Projekt 
eigenverantwortlich umsetzen 
zu können, erhalten die Pro-
grammteilnehmer über zwei 
Jahre professionelle Begleitung 
und finanzielle Unterstützung. 
Dazu gehören eine Projektför-
derung von bis zu 50.000 €, an 
ihrem Bedarf orientierte 
Schulungen und individuelles 
Mentoring. Außerdem erhalten 
die Neulandgewinner die 
Möglichkeit, mit anderen 
Akteuren aus Politik, Verwal-
tung und Gesellschaft über 
Erfahrungen und Schwierigkei-
ten bei der Projektumsetzung 
zu diskutieren.
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Januar

Da wir im Monat Januar
 kein Amtsblatt 

herausgegeben haben, 
gratulieren wir unseren 

Januar-Geburtstagskindern 
nachträglich ganz 

ganz herzlich 
mit einem Blumenstrauß!

 
STADT ARNEBURG 

02.01.	 Silvia Schippke	 75.
04.01.	 Werner Wesche	 85.
11.01.	 Herta Buchholz	 90.
14.01.	 Käthe Hornuff	 80.
16.01.	 Uta Gieseler	 75.
16.01.	 Gerlinde Rademacher	80.
22.01.	 Gisela Paege	 75.
22.01.	 Waltraut Spreewitz	 85.
26.01.	 Ella Wodrich	 102.
29.01.	 Renate Wäsche	 80.

OT DALCHAU

18.01.	 Martin Fehse	 80.

GEMEINDE EICHSTEDT

01.01.	 Alfred Voigtländer	 75.

OT BABEN

05.01.	 Bernhard Götzky	 70.

OT BAUMGARTEN

13.01.	 Ilse Schnell	 90.

GEMEINDE GOLDBECK

22.01.	 Irene Schulz	 80.
26.01.	 Ingrid Roßnick	 75.

OT BERTKOW

05.01.	 Jolanda Frommhagen	 85.
23.01.	 Regina Börner	 80.

HANSESTADT WERBEN

01.01.	 Wilfried Schatz	 75.

OT GIESENSLAGE

09.01.	 Horst Reichert	 80.

GEMEINDE HASSEL

23.01.	 Ralf-Michael Mende	 70.

OT SANNE

25.01.	 Achim Willmann	 80.

GEMEINDE 
HOHENBERG-KRUSEMARK

OT GROSS ELLINGEN

05.01.	 Gretel Bach	 80.

OT OSTERHOLZ

01.01.	 Brigitte Fischer	 80.

OT ROSENHOF

29.01.	 Antje Ziegler	 70.

GEMEINDE IDEN

08.01.	 Walter Leopold	 80.
OT ROHRBECK

27.01.	 Ingrid Vychytilova	 70.

GEMEINDE ROCHAU

01.01.	 Reinhard Seelig	 80.
07.01.	 Klaus-Dieter 
	 Anderson	 75.
09.01.	 Hannelore 
	 Uchtenhagen	 75.
27.01.	 Gerhard Gralitzki	 75.

OT KLEIN SCHWECHTEN

15.01.	 Edelgard Hanusa	 75.
16.01.	 Friedrich Falke	 80.

OT SCHARTAU

13.01.	 Franz Velmans	 75.

Februar
 

STADT ARNEBURG 

09.02.	 Otto Runge	 85.
11.02.	 Rudolf Fanta	 70.
19.02.	 Gertrud Wieprecht	 95.
23.02.	 Ursula Wegner	 80.

GEMEINDE EICHSTEDT

05.02.	 Sonja Emmerling	 85.

GEMEINDE GOLDBECK

06.02.	 Helga Böhlke	 80.
19.02.	 Sigrid Schweitzer	 70.

HANSESTADT WERBEN

05.02.	 Hans-Otto Doll	 75.
08.02.	 Brigitte Horch	 75.
24.02.	 Liselotte Lange	 75.

OT BEHRENDORF

14.02.	 Gisela Neujahr	 75.

OT BERGE

14.02.	 Heinz-Dieter Pütsch	 75.
23.02.	 Marieanne Roß	 85.

OT RÄBEL

22.02.	 Anneliese Bardtke	 80.
28.02.	 Herbert Garlipp	 85.

GEMEINDE  
HOHENBERG-KRUSEMARK

OT HINDENBURG

28.02.	 Günter Bolle	 75.

GEMEINDE IDEN

13.02.	 Willi Sellin	 90.

GEMEINDE ROCHAU

17.02.	 Ella Rösler	 80.
19.02.	 Werner Pieck	 80.

Gesundheit, Wohlergehen und  
viel Glück! Allen Jubilaren die  
besten Wünsche zu ihrem Ehrentag!Geburtstage

im Januar und Februar

Änderungen im Bundesmeldegesetz, die 
Auswirkungen auf die Veröffentlichung 
der Seniorengeburtstage haben 
Das neue Bundesmeldegesetz 
(BMG) trat am 1. November 
2015 in Kraft.

Gemäß BMG § 50 dürfen Melde-
registerauskünfte in besonde-
ren Fällen, dazu zählen auch 
Auskünfte über Altersjubiläen, 
erst ab dem 70. Geburtstag, 
dann jeder fünfte weitere 
Geburtstag und ab dem 100. 

Geburtstag jeder folgende 
Geburtstag erteilt werden. 

Daher ist die Verwaltung bei 
der Veröffentlichung der 
Seniorengeburtstage an die 
gesetzlichen Vorgaben gebun-
den und gibt die Geburtstage 
nur noch in der gekürzten Form 
bekannt.
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Die Puppenbühne der Polizei  
zu Gast in Iden

Am Mittwoch, dem 2. Dezember 
war die Puppenbühne der 
Polizei Sachsen-Anhalts zu 
Besuch bei den Kindern der 
Grundschule Iden.
Aufgeführt wurde eine Winter-
weihnachtsgeschichte, in der 
Peter und seine Freunde den 
Mädchen und Jungen zeigten, 
welche Gefahren im Winter 
entstehen können, wenn man 

zum Beispiel Rutschbahnen auf 
Gehwegen anlegt oder in 
Straßennähe rodelt.
Vielen Dank an die Puppenspie-
ler für ihre Aufführung, die den 
Kindern auf spielerische Weise 
wichtige Verhaltensregeln im 
Winter aufzeigte.  

Jens-Uwe Marquardt
Rektor GS Iden

Projekt „Mehr bewegen – 
besser essen“
Am 11. und 12. Januar erlebten 
die Mädchen und Jungen der 
dritten und vierten Klasse der 
Grundschule Iden interessante 
und abwechslungsreiche 
Projekttage rund um das Thema 
Ernährung, Bewegung und 
Verantwortung.
Organisiert und durchgeführt 
wurde dieses Projekt durch die 
Edeka Stiftung.
So gelang es den Mitarbeitern 
des Projektes mit viel Spaß und 
jeder Menge zum Erleben die 
Kinder spielerisch für eine 
ausgewogene Ernährung, 
ausreichend Bewegung und 
Umweltverantwortung zu 
begeistern.

Ob beim gesunden Frühstück, 
der Ernährungspyramide, den 
Bewegungsspielen in der 
Turnhalle, dem Sinnestest, dem 
Zusammenstellen verschiede-
ner Tagesmahlzeiten oder dem 
gemeinsamen Zubereiten des 
Mittagessens – immer waren 
die Kinder aktiv dabei und 
gestalteten so ihren Unter-
richtstag mit.
Ein sehr gelungenes Projekt, für 
das sich die Kinder der Grund-
schule Iden ganz herzlich bei 
der Edeka Stiftung, der Edeka 
Filiale in Osterburg und den 
Muttis Frau Lukowski und Frau 
Lüders bedanken möchten.
 Klassen 3 und 4, Grundschule Iden

Schüler beim Geschmackstest und bei der Vorbereitung des Mittagessens
Fo

to
s:

 G
S 

Id
en

Verabschiedung für  
Lehrerin Gabriele Herber
Ihren letzten Schultag hatte am 
Donnerstag, dem 14. Januar die 
Lehrerin Gabriele Herber. Nach 
über vierzig Dienstjahren 
wurde sie von den Kindern und 
dem Kollegium der Grundschu-

le Iden mit einem großen 
Dankeschön und den besten 
Wünschen verabschiedet.

Jens-Uwe Marquardt
Rektor GS Iden
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PFARRBEREICH  
KLEIN SCHWECHTEN 
Gottesdienste
 SO | 07.02.
09:00 Uhr | Goldbeck
10:30 Uhr | Klein Schwechten
14:00 Uhr | Schartau
 SO | 14.02.
10:00 Uhr | Rochau
 SA | regionaler konfigemäßer 
Gottesdienst
17:00 Uhr | Osterburg, Gemein-
deraum Buchstr.
 SO | 21.02.
10:00 Uhr | Eichstedt
14:00 Uhr | Goldbeck
 SO | 28.02.
09:00 Uhr | Möllendorf
10:30 Uhr | Krusemark

Gemeindenachmittage
 DI | 02.02. | 14:00 Uhr | Rochau
 MI | 03.02. | 15:00 Uhr | 
Goldbeck
 DO | 18.02. | 15:00 Uhr | 
Eichstedt

PFARRBEREICH WERBEN
 MO | 01.02. | 14.00 Uhr
Handarbeitskreis im Pfarrhaus 
Werben
 DI | 02.02. | 16.00 Uhr
Bibelstunde im Pfarrhaus 
Werben

 MI | 10.02.
14.00 Uhr | Nähkränzchen im 
Pfarrhaus Berge
16.00 Uhr | FaschingsKinderkis-
te im Pfarrhaus in Werben
 SO | 14.02. | 10.00 Uhr
Gottesdienst in Werben mit 
KinderGD
 MO | 15.02. | 14.00 Uhr
Handarbeitskreis im Pfarrhaus 
Werben
 SA | 20.02.
17.00 Uhr | 2. regionaler, 
konfigemäßer Gottesdienst in 
Osterburg
19.00 Uhr | Andacht & Kino im 
Pfarrhaus in Berge 
 DI | 23.02. | 19.00 Uhr
Gemeindekirchenrat im 
Pfarrhaus Werben
 MI | 24.02. | 14.00 Uhr
Nähkränzchen im Pfarrhaus 
Berge
 SA | 27.02. | 17.00 Uhr
Familienabend im Pfarrhaus 
Werben
 SO | 28.02. | 10.00 Uhr
Gottesdienst in Werben mit 
KinderGD
 MO | 29.02. | 14.00 Uhr
Handarbeitskreis im Pfarrhaus 
Werben

PFARRBEREICH  
KÖNIGSMARK
Gottesdienste:
 SA | 06.02. | 18.00 Uhr
Düsedau (Abendandacht + 
Büchertisch)
 SO | 07.02.  
09.00 Uhr | Rengerslage  
10.30 Uhr | Iden
 SA | 13.02. | 18.00 Uhr
Düsedau (Abendandacht + 
Büchertisch)
 SA | 20.02. | 17.00 Uhr
Osterburg (Gem.-Zentrum 
Burgstraße) Regionaler Gottes-
dienst für Konfirmanden
 SA | 20.02. | 18.00 Uhr
Düsedau (Abendandacht + 
Büchertisch)
 SO | 21.02. 
09.00 Uhr | Meseberg 
10.30 Uhr | Königsmark (+ 
Heilige Taufe)
 FR | 26.02. | 08.30 Uhr
Königsmark: Heilpäd. Einrich-
tung (Morgenandacht)
 FR | 26.02. | 19.00 Uhr
Königsmark: Kirche (Abendan-
dacht)
 SA | 27.02. | 18.00 Uhr
Düsedau (Abendandacht + 
Büchertisch)
 SO | 28.02. 
09.00 Uhr | Walsleben
10.30 Uhr | Hindenburg

14.00 Uhr | Schwarzholz
Gemeindeveranstaltungen:
 MI | 03.02. | 18.30 Uhr
GKR-Sitzung der Kirchenge-
meinde Iden im Pfarrhaus	
 DO | 04.02. | 18.30 Uhr
GKR-Sitzung für das Kirchspiel 
Walsleben im Pfarrhaus 
Hindenburg	
 DI | 16.02. | 18.30 Uhr
GKR-Sitzung für das Kirchspiel 
Königsmark-Meseberg, Bauern-
stube Rengerslage	
 MI | 17.02. | 18.30 Uhr
GKR-Sitzung für das Kirchspiel 
Erxleben, Dorfgem.-Haus 
Erxleben	
 MI | 03.02. | 14.30 Uhr
Gemeindenachmittag für das 
Kirchspiel Königsmark-Mese-
berg, Winterkirche	
 MI | 17.02. | 14.30 Uhr
Gemeindenachmittag für das 
Kirchspiel Erxleben, Dorf-
gem.-Haus Düsedau	
 MI | 24.02. | 14.30 Uhr
Gemeindenachmittag für die 
Gemeinde Iden im Pfarrhaus
	
Das Pfarramt Königsmark ist 
vom 8. bis 14. Februar nicht 
besetzt. Die Vertretung über-
nimmt in dringenden Fällen: 
Pfrn. Margaret Lipschütz, 
Rochau, Tel. 039328-356

KIRCHLICHE NACHRICHTEN

Leuchtende Kinderaugen in der Grundschule Goldbeck – 
tolle Geschenke für die Schüler
Am 16. Dezember fand an der 
Grundschule Goldbeck ein 
Projekttag statt. Alles rund um 
die Weihnachtszeit. Märchen, 
Spiele, Rätsel, Basteleien, ein 
gemütliches Frühstück im 
geschmückten Klassenraum 
und vieles mehr. Zur großen 
Überraschung der Schülerinnen 
und Schüler, kam sogar der 
Weihnachtsmann vorbei. Er 
hatte einen schweren Sack mit 
tollen Geschenken auf den 
Schulhof gestellt.
Schon lange hatten die Helfer 
des Weihnachtsmannes beob-
achtet, dass in den Aktivpausen 
auf dem Spielplatz kein Spiel-
zeug mehr vorhanden war. Es 
war über die Jahre verschlissen 

und leider kein Gelder da, um 
neues zu kaufen. Nun hatten 
viele liebe  Wichtel monatelang 
fleißig gespart und packten 
freudestrahlend die Überra-
schungen ein.
Abwechslungsreiche Bewegung 
ist so wichtig für unsere Kinder. 
Sie sollen klettern, hüpfen, 
fangen, laufen,…. Bewegung 
dient dem Spannungs- und 
Aggressionsabbau, fördert die 
Wahrnehmung, ist für die 
kognitiv und sozial-emotionale 
Entwicklung bedeutsam, dient 
zur Verbesserung der konditio-
nellen und koordinativen 
Entwicklung, stärkt das Ge-
meinschaftsgefühl und fördert 
die Teamfähigkeit u.v.m.. All 

dies möchten wir Pädagogen 
natürlich unterstützen.
In der großen Hofpause trafen 
sich alle SchülerInnen auf dem 
Schulhof zum Spatzentreff und 
bestaunten die Geschenke. Was 
fanden sie alles in dem prall 
gefüllten Sack? Bälle, Reifen, 
Gummitwist, lange Seile, zwei 
Taue, Klettbälle, Fangballspiele, 
Twistball und ein buntes 
Schwungtuch. Auch in Rochau 
stellte der Weihnachtsmann 
den Kindern Geschenke vor die 
Tür. Sie hatten sich doch so sehr 
Tischspiele für die Regenpause 
gewünscht.
Oh, was für eine Aufregung und 
Freude!! Die Kinder strahlten 
und die Augen leuchteten.

Danke lieber Weihnachts-
mann!! Endlich können wir 
unsere Bewegungspausen 
wieder viel aktiver und geziel-
ter gestalten. 
Der Tag endete für die Grund-
schüler mit einem festlichen 
Programm im Speiseraum. Die 
Chorkinder hatten ein tolles 
Programm einstudiert und 
präsentierten es ihren Mitschü-
lern.
Damit verabschiedeten sich 
auch alle in eine besinnliche 
Weihnachtszeit und wünschten 
sich einen gesunden Rutsch ins 
neue Jahr.
Hurra – Ferien!

Kerstin Mühleck
Grundschule Goldbeck
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In Rochau wird wieder kräftig Karneval gefeiert – 
Restkarten für beide Veranstaltungen im Januar vorhanden
Die 51. Karnevalssession neigt 
sich dem Ende. Für alle, die noch 
nicht zu einer der Veranstaltun-
gen in Rochau waren, heißt es 
nun Beeilung. Nur noch eine 
Abendveranstaltung am 
kommenden Samstag, den 30. 
Januar 2016 um 19.19 Uhr und 
die traditionelle Nachmittags-
veranstaltung am Sonntag, den 
31.01.2016 stehen auf dem 
Programm.
Das Prinzenpaar der diesjähri-
gen 51. Session, Prinz Andreas 1. 
und seine liebreizende Prinzes-
sin Kerstin 1. freuen sich auf 
alle Gäste in Rochau. Es ist ein 
buntes Karnevalsprogramm  
mit verschiedenen Tänzen, 
Gesang, Büttenreden und 
Sketchen. Die Funken haben 
neue Tänze einstudiert und 
überraschen mit der einzigarti-
gen Ultrashow, die Männer 
tanzen wieder in zwei Formati-
onen – jung und alt, die Sänge-
rinnen sorgen mehrfach für 
Stimmung mit toller Musik und 
die Lachmuskeln werden bei 
verschiedenen Sketchen und 
durch die Büttenredner strapa-
ziert. Somit ist für jeden etwas 
dabei. Begleitet wird das 
kurzweilige Programm mit der 
Tanzkapelle ,,Alive“, die auch 
anschließend für tolle Tanzmu-
sik sorgt.
Für die Abendveranstaltungen 
am 30. Januar  sind noch 
Restkarten bei unserem Karne-
valsfreund Thomas Scheinert,  
Poststraße 3 in Rochau oder 
telefonisch bzw. per whatsapp 

unter 0172-3147193 erhältlich.
Karten für die Nachmittagsver-
anstaltung  am 31. Januar 
erhalten sie bei Frau Ingrid 
Packebusch aus Rochau, Achter-
straße 27 oder telefonisch unter 
039328/470. Einlass ist ab 13.30 
Uhr. 14.00 Uhr gibt es in 
gemütlicher Runde Kaffee und 
Kuchen. Punkt 15.00 Uhr 
beginnt der Startschuss zu dem 
Karnevalsprogramm der 
Rochauer Carnevals Gemein-
schaft. 
Mitzubringen ist ein Kaffeege-
deck und gute Laune.
Wie immer werden unsere 
Besucher der Nachmittagsver-
anstaltung mit dem Bus 
abgeholt und wieder nach 
Hause gebracht. Die Abfahrts-
zeiten der Busse für die Besu-

cher der Verbandsgemeinde 
Arneburg-Goldbeck sind:
13.00 Uhr |	Baben
13.05 Uhr |	Goldbeck 
	 „Alte Gemeinde“
13.10 Uhr |	Goldbeck 
	 „An der Uchte“
13.15 Uhr |	Klein Schwechten
13.20 Uhr |	Häsewig

Die  Abholzeiten aus den 
weiteren umliegenden Dörfern 
werden individuell mitgeteilt. 
Die Abfahrtszeiten für unsere 
Stendaler Besucher sind:
12.55 Uhr
Albrecht – Duerer Straße – 
nahe Finanzamt
13.00 Uhr
Am Springberg; Stadtsee 3
13.05 Uhr
Stadtseeallee; Am Stadtsee – 

Netto Markt 
13.10 Uhr
Bahnhof – ZOB Busbahnhof 
13.15 Uhr
Bahnhofstraße / Ecke Dr. 
Arthur – Schulz Straße
13.20 Uhr
Ostwall – ehemals Schlachthof
13.25 Uhr 
Nord – Bergstraße
13.30 Uhr
Galgenberg
13.35 Uhr
Borstel – Alter Bahnhof 
13.40 Uhr
Groß Schwechten	  

Zu allen Veranstaltungen 
begrüßen wir Sie mit unserem 
Schlachtruf ,,Rochau – es lacht“

Ein Herz für Kinder
Weihnachten ist die Zeit des 
Schenkens und des aneinander 
Denkens, hell erleuchten jetzt 
die Kerzen, unser Dank kommt 
hier von Herzen. Auf diesem 
Wege möchten wir uns bei allen 
Spendern bedanken, die in der 
Vorweihnachtszeit durch ihre 
Geld- oder Sachspenden den 
Kindern der „Flohkiste“ in 
Rochau ein unvergessliches 
Weihnachtsfest beschert haben. 
Kleine und größere Geschenke 
konnten gekauft werden und 

als der Weihnachtsmann uns 
damit besuchte, leuchteten alle 
Kinderaugen. Was gibt es 
Schöneres, als glückliche Kinder 
und das unsere „Flöhe“  ihren 
Glauben an den Weihnachts-
mann nicht verloren haben, 
verdanken wir den vielen 
Spendern, die ein Herz für 
Kinder haben. Es gibt nichts 
Schöneres, als Freude zu 
schenken. 

Es bedankt sich 
die Flohkiste Rochau
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Jagdgenossenschaft  
Bertkow informiert
Einladung zur Vollversamm-
lung der Jagdgenossenschaft 
Bertkow am 04.03.2016 um 
19.00 Uhr in der Gaststätte 
„Bayrischer Hof" in Goldbeck

Tagesordnung:
1.	 Begrüßung, Feststellung 

der Beschlussfähigkeit und 
der Ordnungsmäßigkeit 
der Einladung

2.	 Verlesen und Bestätigung 
der Tagesordnung

3.	 Bericht des Vorstandes zum 
Jagdjahr 2015/16

4.	 Kassenbericht zum Jagd-
jahr 2015/16

5.	 Entlastung des Vorstandes 
für das Jagdjahr 2015/16

6.	 Wahl des Vorstandes der 
Jagdgenossenschaft 
Bertkow

7.	 Konstituierung des Vor-
standes

8.	 Wahl der Kassenprüfer für 
das Jagdjahr 2016/17

9.	 Bericht des Jagdpächters 
zum Jagdjahr 2015/16

10.	 Beschlussfassung über die 
Verwendung des Jagdertra-
ges 2015/16 

11.	 Anfragen, Hinweise
12. 	 Schlusswort

André Witwar
Jagdvorsteher

Aus organisatorischen Gründen 
bitte ich um Bestätigung Ihrer 
Teilnahme bis zum 25.02.2016 
unter der Tel.-Nr. 039388-29367 
oder 0170 5722248.
Ich weise daraufhin, dass 
Flächen, die mehreren Eigentü-
mern gehören, nur durch 
Anwesenheit aller Eigentümer 
dieser Flächen oder durch 
amtlich bestätigte Vollmachten 
aller nicht anwesenden Eigen-
tümer dieser Flächen zur 
Abstimmung berechtigen.

Servus Peter –  Musical mit den Hits 
von Peter Alexander am 11. März
Mit viel Schwung, Musik und 
Komik wird in den Biergarten 
des Gasthofes „Im weißen 
Rössl“ geladen. Wie ehemals der 
bekannte Sänger Peter Alexan-
der im gleichnamigen Filmklas-
siker von 1960, wirbt bei 
„Servus Peter“ der sympathi-
sche Oberkellner Peter mit 

charmanten Ideen um das Herz 
seiner Wirtin Mariandl. 
Entertainer Peter Grimberg ist 
in dieser Rolle zu bewundern. 
Unterstützung bekommt er 
unter anderem von Horst 
Freckmann als „Heinz Erhardt". 
Fans können sich in die Zeit der 
großen Stars entführen lassen, 

und die Musik von 
Peter Alexander 
sowie die Hits der 
50er und 60er Jahre 
neu erleben. Lieder 
wie „Ich zähle 
täglich meine 
Sorgen“ oder „Ich 
will keine Schokola-
de“ werden passend 
in die Handlung 
eingebunden und 
machen den Abend 
zu einem unterhalt-
samen Augen- sowie 
Ohrenschmaus.

11. März | 19:00 Uhr
Arneburg, Stadthalle
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Im Notfall genügt  
ein Knopfdruck!
Für die meisten Menschen hat 
der Wunsch nach Sicherheit 
und einem selbst bestimmten 
Leben einen hohen Stellen-
wert. Für aktive Senioren, 
Behinderte, Unfallopfer und 
Alleinstehende kann der 
Hausnotruf und Service die 
entscheidende Brücke sein. 
Besonders im „Fall eines 
Falles“ tragen der 24-Stun-
den-Schlüsseldienst und die 
Soforthelfer zur Sicherheit der 
Hausnotrufteilnehmer bei. 
Schon ein Knopfdruck am 
Handsender genügt. Jeden Tag 
und rund um die Uhr leistet 
die Servicezentrale des Roten 
Kreuzes in Sachsen und 
Sachsen-Anhalt diesen Dienst 
und benachrichtigt Angehöri-
ge, Freunde, die Pflegekraft 
oder den Rettungsdienst. Im 
Bereich Sachsen und Sach-
sen-Anhalt nutzen 11.800 
Teilnehmer die Dienstleistung 
des DRK-Hausnotrufs. Der 
jüngste Teilnehmer ist 12 und 
die älteste 108 Jahre jung.

Leistungen nach Teilnehmer-
wunsch!
Durch das umfassende Ange-
bot können der Teilnehmer 
und seine Angehörigen je 
nach Betreuungswunsch aus 
unterschiedlichen Leistungs-
inhalten wählen. Die Bereiche 
Soforthelfer-Einsätze, Schlüs-
selhinterlegung und zusätzli-
che begleitende Dienstleitun-
gen werden permanent 
erweitert. Alle Leistungen 
stehen flächendeckend zur 
Verfügung. 

Funktionsweise
Die Technik ist einfach zu 
bedienen. Ein Teilnehmergerät 
mit Mikrofon und Lautspre-
cher wird an das Telefonnetz 
angeschlossen. Ein so genann-
ter Handsender wird wahlwei-
se am Handgelenk, als Bro-
sche, Gürtelclip oder am Hals 
getragen. Mit einem Telefon-
anschluss und einer Stromver-
sorgung sind schon alle 
Voraussetzungen erfüllt. Ein 

spezielles Modul ermöglicht 
auch den Anschluss via 
Mobilruf. Um Kontakt mit der 
Servicezentrale herstellen zu 
können, werden kleine Hand
sender und ein Basisgerät 
bereitgestellt. Im Notfall reicht 
ein Knopfdruck, um schnelle 
Hilfe zu holen. Wichtiger als 
die Technik aber ist das 
Gespräch. In vielen Fällen 
reicht die professionelle und 
ruhige Auskunft der geschul-
ten Mitarbeiter, um den Stress 
aus einer Situation zu nehmen 
und die nötigen Schritte 
einzuleiten. 

Zur Beruhigung und Entlas-
tung für die ganze Familie!
Speziell in der Unterstützung 
betreuender Angehöriger hat 
die Dienstleistung Hausnotruf 
und Service an Akzeptanz 
gewonnen. Betreuende 
Angehörige schätzen die 
kostenlose Beratung durch 
qualifizierte Hausnotrufbera-
ter, die umfangreichen Leis-
tungen zur Sicherheit und die 
Unterstützung der Mitarbeiter 
bei Anträgen zur Kostenüber-
nahme durch die Pflegekasse.

Mobiler Serviceruf
Das DRK schafft auch Sicher-
heit für Aktivitäten außerhalb 
des Wohnbereiches. Durch 
Satelliten-Ortung und Anbin-
dung von Mobilrufgeräten an 
die Servicezentrale ist per 
Knopfdruck Hilfe möglich. 
Mittels Programmierung von 
Gefahrenzonen und Abbil-
dung von Wegstrecken kann 
das System so eingestellt 
werden, dass das Mobilrufge-
rät automatisch die DRK 
Servicezentrale und Betreu-
ungspersonen informiert. 

Immer für Sie da – 
24 Stunden am Tag!
			 
Beratung und Informationen 
unter der DRK-Servicerufnum-
mer: Gebührenfrei – rund um 
die Uhr 08000 365 000 … 
365 Tage im Jahr!

Plummusfest  
am 16. und 17. September
Liebe Goldbecker, Bertkower, 
Plätzer, Möllendorfer und 
Petersmarker! Liebe Leser 
unseres „Hallo Nachbarn“! 
Auch wenn das neue Jahr schon 
wieder 4 Wochen alt ist möchte 
ich Ihnen noch alles, alles Gute 
für 2016 wünschen.
Wie vor Wochen in der Tages-
presse zu lesen war, haben wir 
uns als Gemeinderat entschie-
den, eine „Neuauflage“ unseres 
Plummusfestes zu starten.
Somit haben wir unsere erste 
Ausschusssitzung im Januar 
genutzt, um erste Gedanken 
und Schwerpunkte zu diskutie-
ren. 
Der Termin steht fest! 16. und 
17. September 2016 an der 
ehemaligen Zuckerlagerhalle. 
Also, schon mal im Kalender 
vormerken. 
Wenn auch bis dahin noch 
einige Monate vergehen, so gilt 
es schon jetzt, mit der Vorberei-
tung zu beginnen.
Fragen, wie z.B. Ablauf, Rah-
menprogramm und Verant-
wortlichkeiten wurden bespro-
chen und teilweise schon 
festgelegt. 
Es bedarf schon einiges an 

Vorbereitungen und Organisati-
on. 
Wie heißt es so schön? 
Wer A sagt muss auch B sagen. 
Wir wissen, dass da einige 
Arbeit zu bewältigen ist!
So ein Fest ist kein Selbstläufer 
und bedarf Hilfe und Unterstüt-
zung. Womit ich auch gleich mit 
einer Bitte an Sie herantrete. 
Für unser Fest benötigen wir 
noch Kochkessel! Wer kann uns 
diesbezüglich unterstützen?  
Melden Sie sich bitte bei 
unserem Bürgermeister, Herrn 
Torsten Dobbkau – Telefon: 
0172 5218152. Für Ihre Unter-
stützung wären wir Ihnen sehr 
dankbar. Unser Ziel ist es, 
wieder einen Höhepunkt mit 
dem Plummusfest für unsere 
Gemeinde zu schaffen.
Das uns das gemeinsam gelingt, 
davon bin ich überzeugt!
Wir werden Sie in den kom-
menden Monaten über den 
Stand der Vorbereitungen 
informieren. Wer noch tolle 
Ideen hat, sollte sich an unseren 
KuSo-Ausschuss wenden. 

Hannelotte Belseck 
Gemeinderat Goldbeck
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1. Änderungssatzung der Hauptsatzung  
der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck

Aufgrund des § 10 i. V. m. §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 Kommunalverfassungs-
gesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz – KVG 
LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA Nr. 12/2014 S. 288) hat der Verbandsge-
meinderat der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck in seiner Sitzung am 
31.08.2015 folgende 1. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Verbands-
gemeinde Arneburg-Goldbeck beschlossen:

Artikel 1 
Änderungen

Die Hauptsatzung der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck vom 
13.04.2015 wird im § 4 Nr. 1 sowie im § 8 Absatz 1 Nr. 2 geändert und erhält 
folgenden Wortlaut:

§ 4 
Festlegung von Wertgrenzen, personalrechtliche Befugnisse

Der Verbandsgemeinderat entscheidet über
1. 	 die Ernennung, Einstellung und Entlassung, ausgenommen die Entlas-

sung innerhalb oder mit Ende der Probezeit, der Beamten in der Lauf-
bahngruppe 2,1. Einstiegsamt sowie die Einstellung, Eingruppierung und 
Entlassung, ausgenommen die Entlassung innerhalb oder mit Ablauf der 
Probezeit, der Arbeitnehmer ab der Entgeltgruppe 7 sowie der Arbeit-
nehmer im Sozial- und Erziehungsdienst mit Leitungsfunktion, die nicht 
in der gleichen Entgeltgruppe eines Arbeitnehmers ohne Leitungsfunk-
tion eingruppiert sind, jeweils im Einvernehmen mit dem Verbandsge-
meindebürgermeister,

§ 8 
Verbandsgemeindebürgermeister

(1) 	 Der Verbandsgemeindebürgermeister erledigt die gesetzlich übertra-
genen Aufgaben und die vom Verbandsgemeinderat durch Beschluss 
übertragenen Aufgaben in eigener Verantwortung. Zu den Geschäften 
der laufenden Verwaltung nach § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA gehören die 

regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte, die nach bereits festgelegten 
Grundsätzen entschieden werden und keine wesentliche Bedeutung 
haben oder die im Einzelfall einen Vermögenswert von 10.000,00 Euro 
nicht übersteigen.

Darüber hinaus werden ihm folgende Angelegenheiten zur selbständigen 
Erledigung übertragen:

(...)
2.	 die Ernennung, Einstellung und Entlassung der Beamten in der Lauf-

bahngruppe 1 und die Entlassung sämtlicher Beamter innerhalb oder 
mit Ende der Probezeit sowie die Einstellung, Eingruppierung und Ent-
lassung der Arbeitnehmer bis einschließlich der Entgeltgruppe 6, der 
Arbeitnehmer im Sozial- und Erziehungsdienst ohne Leitungsfunktion 
sowie der Arbeitnehmer im Sozial- und Erziehungsdienst mit Leitungs-
funktion, die in der gleichen Entgeltgruppe eines Arbeitnehmers im So-
zial- und Erziehungsdienst ohne Leitungsfunktion eingruppiert sind, und 
die Entlassung sämtlicher Arbeitnehmer innerhalb oder mit Ende der 
Probezeit,

Artikel 2 
Inkrafttreten

Die 1. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Verbandsgemeinde Arne-
burg-Goldbeck tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Goldbeck, den 12.10.2015

Trumpf
Verbandsgemeindebürgermeister

Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis  
(Verwaltungskostensatzung) der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck

Aufgrund der §§ 4, 5 Abs. 1, 8, 45 Abs. 2 Nr. 1, 90 Abs. 1 Nr. 4 und 99 Abs. 
1 und 2 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommu-
nalverfassungsgesetz – KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA Nr. 12/2014 S. 
244), in der derzeitigen Fassung  und der §§ 2 und 4 Kommunalabgabenge-
setz des Landes Sachsen-Anhalt (KAG LSA) vom 13. Dezember 1996 (GVBl. 
LSA S. 405), in der jeweils derzeit geltenden Fassung, hat der Verbandsge-
meinderat der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck auf seiner Sitzung am 
14.12.2015 folgende Satzung erlassen:

§ 1
Allgemeines

(1) 	 Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten – im nach-
folgenden Verwaltungstätigkeiten – im eigenen Wirkungskreis der Ver-
bandsgemeinde werden nach dieser Satzung Gebühren und Auslagen – 
im nachfolgenden Kosten – erhoben, wenn die Beteiligten hierzu Anlass 
gegeben haben. Verwaltungstätigkeiten sind auch Entscheidungen über 
förmliche Rechtsbehelfe.

(2) 	 Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme einer kosten-
pflichtigen Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag abgelehnt oder nach 

Aufnahme der Verwaltungstätigkeit vor der Entscheidung zurückgenom-
men wird.

(3) 	 Die Erhebung von Kosten aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleibt 
unberührt.

§ 2
Höhe der Kosten

(1) 	 Die Höhe der Gebühren bemisst sich unbeschadet des § 6 aus dem als 
Anlage dieser Satzung beigefügten Kostentarif, der Bestandteil dieser 
Satzung ist.

(2) 	 Auslagen nach § 6 werden grundsätzlich in der Höhe erhoben, in der sie 
tatsächlich entstanden sind; in den Fällen des § 6 Abs. 2 Nr. 8 und 9 ist 
die Höhe der Auslagen an Hand des Kostentarifs, der Bestandteil dieser 
Satzung ist, zu ermitteln.

(3) 	 Ist für den Ansatz einer Gebühr durch den Kostentarif ein Rahmen 
(Mindest- und Höchstsatz) bestimmt, so sind bei der Festsetzung der 
Gebühr das Maß des Verwaltungsaufwandes sowie der Wert des Ge-
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genstandes zur Zeit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit oder die 
Bedeutung der Verwaltungstätigkeit für die Gebührenschuldner zu be-
rücksichtigen.

(4) 	 Werden mehrere gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeiten nebenein-
ander vorgenommen, so ist für jede Verwaltungstätigkeit eine Gebühr 
zu erheben.

(5) 	 Gemäß dem Kostentarif für den Teilbereich Gewerbeordnung (Punkt 13 
Kostentarif) ist die jeweilige Gebühr als Mindestgebühr festzusetzen. 
Abhängig vom Umfang des Sachverhaltes ist jedoch der Gebührenrah-
men der Allgemeinen Gebührenordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
(AllGO LSA) vom 10. Oktober 2012 (GVBl. LSA 2012, 336), in der derzeit 
geltenden Fassung, maßgebend.

(6) 	 Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstätigkeit

a) 	 ganz oder teilweise abgelehnt oder
b) 	 zurückgenommen, bevor die Verwaltungstätigkeit beendet ist,

	 so kann die Gebühr bis auf ein Viertel des vollen Betrages ermäßigt 
werden.

(7) 	 Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder beruht er auf 
unverschuldeter Unkenntnis, so kann die Gebühr außer Ansatz bleiben.

(8) 	 Wird eine zunächst abgelehnte Verwaltungstätigkeit auf einen Rechts-
behelf hin vorgenommen, so wird die für die Ablehnung erhobene Ge-
bühr angerechnet.

§ 3
Rechtsbehelfsgebühren

(1) 	 Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, richtet sich die Gebühr nach 
Nr. 14 des Kostentarifs, sofern der Rechtsbehelf nicht aufgrund anderer 
Vorschriften kostenfrei ist.

(2) 	 Wird dem Rechtsbehelf teilweise stattgegeben oder wird er ganz oder 
teilweise zurückgenommen, so ermäßigt sich die aus Absatz 1 ergebene 
Gebühr nach dem Umfang der Abweisung oder der teilweisen Rück-
nahme, im Falle der vollständigen Rücknahme auf höchstens 25 von 
Hundert.

(3) 	 Wird der Rechtsbehelfsbescheid ganz oder teilweise aufgehoben oder 
zurückgenommen, so sind die gezahlten Rechtsbehelfskosten ganz 
oder teilweise zu erstatten, es sei denn, dass die Aufhebung allein auf 
unrichtigen oder unvollständigen Angaben desjenigen beruht, der den 
Rechtsbehelf eingelegt hat.

§ 4
Gebührenbefreiungen und -ermäßigungen

(1) 	 Gebühren werden nicht erhoben für

1.	  mündliche Auskünfte, soweit kein erheblicher Zeitaufwand verbun-
den ist,

2. 	 Zeugnisse und Bescheinigungen in folgenden Angelegenheiten:

a) 	 Arbeits- und Dienstleistungssachen,
b) 	 Besuch von Schulen,
c) 	 Zahlung von Ruhegehältern, Witwen- und Waisengeldern, Kran-

kengeldern, Unterstützungen und dergleichen aus öffentlichen 
und privaten Kassen,

d) 	 Nachweise der Bedürftigkeit.

3. 	 Verwaltungstätigkeiten, die die Stundung, Niederschlagung oder 
den Erlass von Verwaltungskosten betreffen,

4. 	 steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung für die Vergabe öffent-
licher Aufträge,

5. 	 Verwaltungstätigkeiten, zu denen

a)	 in Ausübung öffentlicher Gewalt eine andere Behörde des Lan-
des, des Bundes oder eines anderen Bundeslandes Anlass ge-
geben hat, es sei denn, dass die Gebühr einem Dritten zur Last 
zu legen ist.

b) 	 Kirchen und andere Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts einschließlich ihrer öffent-
lich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen Anlass 
gegeben haben, es sei denn, dass die Gebühr einem Dritten zur 
Last zu legen ist.

(2) 	 Von der Erhebung einer Gebühr kann außer den in Absatz 1 genannten 
Fällen ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn daran ein öffentli-
ches Interesse besteht.

(3) 	 Absätze 1 und 2 werden bei Entscheidungen über Rechtsbehelfe nicht 
angewendet.

(4) 	 Gebühren können bis zu 50 von Hundert für gemeinnützige Vereini-
gungen, welche das gesellschaftliche Leben in der Verbandsgemeinde 
sowie in den Mitgliedsgemeinden fördern und unterstützen, ermäßigt 
werden. Die Gemeinnützigkeit ist nachzuweisen. Über die Höhe der Er-
mäßigung entscheidet der Verbandsgemeindebürgermeister.

§ 5
Auslagen

(1) 	 Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme von Amtshandlun-
gen oder sonstigen Verwaltungstätigkeiten Auslagen notwendig, so hat 
der Kostenschuldner sie in Höhe der tatsächlich angefallenen Kosten 
zu erstatten; dies gilt auch, wenn eine Gebühr nicht zu entrichten ist. 
Auslagen sind nicht Bestandteil der in dieser Satzung enthaltenen Ge-
bühren und Rechtsbehelfsgebühren. Auslagen hat der Kostenschuldner 
auch dann zu erstatten, wenn sie bei einer anderen am Verfahren be-
teiligten Behörde entstanden sind; in diesen Fällen findet ein Ausgleich 
zwischen den Behörden nur statt, wenn die Auslagen im Einzelfall 25 
Euro übersteigen. Als Auslagen gelten auch Kosten, die einer am Ver-
fahren beteiligten Behörde entstanden sind, ohne dass sie gegenseitig 
ausgeglichen werden.

(2) 	 Als Auslagen werden insbesondere erhoben:

1. 	 Postgebühren für Zustellungen und Nachnahmen sowie für die La-
dung von Zeugen und Sachverständigen; wird durch Bedienstete der 
Mitgliedsgemeinden oder der Verbandsgemeinde zugestellt, werden 
die für die Zustellung durch die Post mit Zustellungsurkunde entste-
henden Postgebühren erhoben,

2. 	 Gebühren für Ferngespräche und Telefax,
3. 	 Kosten öffentlicher Bekanntmachungen,
4. 	 Zeugen- und Sachverständigengebühren,
5. 	 bei Dienstreisen entstehende Reisekosten,
6. 	 Beträge, die anderen Behörden oder anderen Personen für ihre Tä-

tigkeit zu zahlen sind,
7. 	 Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen,
8. 	 Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen und Abschriften,
9. 	 Kosten für Durchschriften, Auszüge, Fotokopien, Lichtpausen und 

Vervielfältigungen nach den im Kostentarif festgelegten Sätzen.



AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN in der Region Arneburg-Goldbeck-Werben (Elbe)| 14 | 26. Januar 2016

— Amtliche Bekanntmachungen —

(3) 	 Beim Verkehr mit den Behörden des Landes Sachsen-Anhalt und beim 
Verkehr der Gebietskörperschaften im Land Sachsen-Anhalt unterein-
ander werden Auslagen nur erhoben, wenn sie im Einzelfall den Betrag 
von 25 Euro übersteigen.

§ 6
Kostenschuldner

(1) 	 Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,

1. 	 wer zu einer Amtshandlung oder sonstigen Verwaltungstätigkeit 
Anlass gegeben hat,

2. 	 wer die Kosten durch eine, gegenüber einer Mitgliedsgemeinde 
oder der Verbandsgemeinde, abgegebene oder ihr mitgeteilte Er-
klärung übernommen hat,

3. 	 wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.

(2) 	 Kostenschuldner nach § 4 ist derjenige, der den Rechtsbehelf eingelegt 
hat.

(3) 	 Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 7
Entstehung der Kostenschuld

(1) 	 Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der Verwaltungstätig-
keit oder mit der Rücknahme des Antrages.

(2) 	 Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwen-
dung des zu erstattenden Betrages.

§ 8
Festsetzung, Fälligkeit und Vollstreckung

(1) 	 Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an 
den Kostenschuldner fällig, wenn nicht der Bescheid einen anderen 
Zeitpunkt bestimmt.

(2) 	 Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten können von der 
vorherigen Zahlung der Kosten oder von der Zahlung oder Sicherstellung 

eines angemessenen Kostenvorschusses abhängig gemacht werden. 
Soweit der Vorschuss die endgültige Kostenschuld übersteigt, ist er zu 
erstatten.

(3) 	 Rückständige Kostenforderungen werden im Verwaltungszwangsverfah-
ren beigetrieben.

§ 9
Billigkeitsmaßnahmen

Die Benutzungsgebühren können gem. § 13a KAG-LSA ganz oder teilweise 
gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte 
für den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch Stundung nicht 
gefährdet erscheint. Ist die Einziehung nach Lage des Einzelfalles unbillig, 
kann sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 10
Anwendung des Verwaltungskostengesetzes

Die Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes des Landes Sachsen-An-
halt gelten sinngemäß, soweit die Regelungen des Kommunalabgabengeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt nicht ausdrücklich entgegenstehen.

§ 11
Inkrafttreten

(1) 	 Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft.

(2) 	 Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten 
im eigenen und übertragenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensat-
zung) der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck vom 23.06.2014 außer 
Kraft.

Goldbeck, den 14.12.2015

Trumpf
Verbandsgemeindebürgermeister

Kostentarif nach § 2 der Verwaltungskostensatzung 
Gebühren (§ 3 Verwaltungskostensatzung) 

Pauschbeträge für Auslagen (§ 6 Abs. 2 Nr. 8 Verwaltungskostensatzung)

lfd. Nr.	 Gegenstand	 Gebühr/
		  Pauschbetrag 
		  in Euro
	 Allgemeine Verwaltungskosten

1.	 Abschriften und Ausfertigungen
	 Abschriften und Ausfertigungen, sofern sie nicht durch Ablichtung hergestellt werden, je angefangene Seite
1.1	 im Format DIN A5	 2,05
1.2	 im Format DIN A4	 3,10
1.3	 bei Schriftstücken in fremder Sprache oder in größeren Formaten als DIN A4 oder, wenn bei Vervielfältigungen 
	 außergewöhnliche Personal- oder Sachaufwendungen entstehen, kann der Pauschbetrag oder die Gebühr nach 
	 dem Maß des Verwaltungsaufwandes je Seite erhöht werden auf	 6,00
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2.	 Fotokopien, Lichtpausen und Drucke
2.1	 Fotokopien und Lichtpausen schwarz-weiß
2.1.1	 bis zum Format DIN A4 je Seite	 0,65
	 ab 10 Seiten je Seite	 0,30
2.1.2	 bis zum Format DIN A3 je Seite	 1,50
	 ab 10 Seiten je Seite	 1,00
2.2	 Fotokopien farbig
2.2.1	 bis zum Format DIN A4 je Seite	 2,00
2.2.2	 bis zum Format DIN A3 je Seite	 4,00

3.	 Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse, Bescheinigungen und Ausweise
3.1	 Beglaubigungen
3.1.1	 Beglaubigungen von Abschriften, Ablichtungen, Vervielfältigungen und Negativen
3.1.1.1	 je Seite der Erstausfertigung	 3,00
3.1.1.2	 je Seite der Mehrausfertigung	 2,50
3.1.2	 Beglaubigungen von Unterschriften oder Handzeichen	 7,50
3.2	 Bescheinigungen, Ausweise, Zeugnisse
3.2.1	 Ausstellung von Bescheinigungen, Ausweisen und Zeugnissen auf Antrag	 10,00
3.2.2	 Bescheinigung der Echtheit einer Urkunde zur Versendung ins Ausland (Legalisation) je Urkunde	 9,00

4.	 Akteneinsicht/Aktenüberlassung
4.1	 Einsichtsgewährung in Akten und amtlichen Unterlagen, außerhalb eines anhängigien Verfahrens	 7,00
4.1.1	 wenn die Einsicht beaufsichtigt werden muss zusätzlich je angefangene 15 Minuten	 10,00
4.1.2	 in anderen Fällen je Akte oder Unterlage	 3,00
4.2	 Einsichtsgewährung in Akten und amtliche Unterlagen, soweit sie nicht zur Einsichtnahme öffentlich 
	 ausgelegt sind und sich nach einer anderen Tarifnummer keine anderen Gebühren ergeben, je Akte oder Unterlage	 2,00
4.3.	 Überlassung von Akten für die Verfolgung zivilrechtlicher Ansprüche oder Interesse 
	 über abgeschlossene Verfahren je angefangene 50 Seiten	 17,90

5.	 Auskünfte
5.1.	 mündliche Auskünfte aus amtlichen Unterlagen, soweit damit ein erheblicher Zeitaufwand verbunden ist 
	 (Archivunterlagen)	 6,00
5.2	 schriftliche Auskünfte
5.2.1	 aus Register und Karteien, soweit die Anfrage nicht ohne besondere Ermittlung beantwortet werden kann	 7,00
5.2.2	 aus Register und Karteien, soweit die Anfrage ohne besondere Ermittlungen beantwortet werden kann 	 3,00
5.2.3	 zur Marktforschung und für wirtschaftliche Dispositionen und Prognosen
5.2.3.1	 Grundgebühr	 6,00
5.2.3.2	 zzgl. je angefangene Seite	 2,00
5.2.4	 Nachforschung nach dem Verbleib einer Überweisung, soweit die Nachforschung ergeben hat, dass der in 
	 Frage stehende Betrag dem Empfänger gutgeschrieben bzw. an ihn abgeführt worden ist	 6,20
5.2.5	 Feststellung aus Konten und Akten nach Zeitaufwand je angefangene halbe Arbeitsstunde	 20,00

6.	 Abgabe von Druckstücken und ähnlichem
6.1	 Ortssatzungen, Tarifen, Straßen- und Wahlbezirksverzeichnisse und dergleichen für jede angefangene Seite	 0,20
 	 jedoch mindestens	 6,00

7.	 Aufnahme von Verhandlungen
	 Schriftliche Aufnahme von Verhandlungen, eines Antrages oder einer Erklärung (Niederschrift), die von 
	 Privatpersonen zu deren Nutzung beantragt wird (ausgenommen die Niederschrift über die Erhebung von 
	 Rechtsbehelfen, Anträge nach dem Schiedsstellengesetz LSA sowie Anträge auf Ratenzahlung und Stundung) 
	 nach Zeitaufwand je angefangene halbe Stunde	 23,00

8.	 Sonstige Verwaltungstätigkeiten
	 die nach Art und Umfang in der Gebührensatzung nicht näher bestimmt werden können und die mit einem 
	 erheblichen Zeitaufwand verbunden sind, je angefangene halbe Arbeitsstunde 
8.1	 bei Beamten und Arbeitnehmern bis einschließlich A9/E8	 23,00
8.2	 bei Beamten und Arbeitnehmern bis einschließlich A13/E12	 28,50
8.3	 bei Beamten und Arbeitnehmern bis einschließlich A16/E15Ü	 35,50

9.	 Haupt- und Finanzverwaltung
9.1	 Aufstellung über den Stand des Steuerkontos für jedes Haushaltsjahr	 1,50
9.2	 Zweitausfertigungen von Steuer- oder sonstigen Quittungen	 1,50
9.3	 Ersatzstücke für verlorengegangene Hundesteuermarken	 3,00
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9.4	 Bescheinigung über öffentliche Abgaben früherer Jahre für jedes Jahr	 3,00
9.5	 Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigungen für jede Ausfertigung	 5,00

10.	 Vermögens- und Bauverwaltung
10.1	 Vorrangseinräumungs-, Pfandentlassungs- und sonstige Erklärungen zu Gunsten von Grundstückspfandrechten 
	 Dritter, insbesondere gegenüber Auflassungsvormerkungen und Vorkaufsrechten, 
	 sowie Belastungsgenehmigungen
10.1.1	 bis zu 5.000,00 € des Nominalbetrages des vortretenden, höchstens jedoch des zurücktretenden 
	 Grundpfandrechts oder des betroffenen Teilbetrages	 15,00
10.1.2	 für jeden weiteren angefangenen Betrag in Höhe von 5.000,00 €	 7,60
10.2	 Löschungsbewilligung zu Gunsten von Grundpfandrechten Dritter
10.2.1	 bis zu 5.000,00 € des Nominalbetrages des vortretenden, höchstens jedoch des 
	 zurücktretenden Grundpfandrechts	 15,00
10.2.2	 für jeden weiteren angefangenen Betrag in Höhe von 5.000,00 €	 7,60
10.3	 Löschungsbewilligungen, Vorrangseinräumungs-, Pfandentlassung- und sonstige Erklärungen 
	 für Rechte, die nicht unter Tarifnummer 10.1 und 10.2 fallen	 37,50
10.4	 Ausstellung eines Zeugnisses über das Nichtbestehen bzw. die Nichtausübung eines 
	 Vorkaufsrechts (Negativzeugnis) nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB	 37,50

14.	 Rechtsbehelfe
14.1	 Rechtsbehelfsgebühren nach § 3 Abs. 1 Verwaltungskostensatzung VerbGem A-G
14.1.1	 Streitwert bis 50,00 €	 10,00
14.1.2	 Streitwert bis 300,00 €	 25,00
14.1.3	 Streitwert bis 600,00 €	 35,00
14.1.4	 Streitwert bis 1.000,00 €	 50,00
14.1.5	 Streitwert bis 1.500,00 €	 65,00
14.1.6	 Streitwert bis 2.000,00 €	 75,00
14.1.7	 Streitwert bis 3.000,00 €	 90,00
14.1.8	 Streitwert bis 4.000,00 €	 105,00
14.1.9	 Streitwert bis 5.000,00 €	 120,00
14.1.10	 Streitwert bis 7.500,00 €	 150,00
14.1.11	 Streitwert bis 10.000,00 €	 180,00
14.1.12	 Streitwert bis 15.000,00 €	 240,00
14.1.13	 Streitwert bis 20.000,00 €	 280,00
14.1.14	 Streitwert bis 25.000,00 €	 310,00
14.1.15	 Streitwert bis 30.000,00 €	 330,00
14.1.16	 Streitwert bis 35.000,00 €	 360,00
14.1.17	 Streitwert bis 40.000,00 €	 390,00
14.1.18	 Streitwert bis 45.000,00 €	 420,00
14.1.19	 Streitwert bis 50.000,00 €	 450,00
14.1.20	 Streitwert über 50.000,00 €	 500,00

15.	 Bearbeitung von Anträgen zur steuerlichen Geltendmachung beim Finanzamt
15.1	 Feststellung von absetzbaren Leistungen
15.1.1	 rückwirkend bis zu einem Jahr	 10,00
15.1.2	 rückwirkend über einem Jahr	 20,00

16.	 Archiv
16.1	 für familiengeschichtliche Auskünfte je angefangene halbe Arbeitsstunde	 23,00
16.2	 schriftliche Auskunft aus Urkunden und alten Akten je Seite;	 7,60
16.2.1	 für jede weitere Ausfertigung, wenn sie im gleichen Arbeitsgang gefertigt wird	 1,00
16.3	 Beglaubigungen aus dem Archivgut	 10,00
16.4	 Benutzung des Archivs
16.4.1	 für einen Tag	 5,00
16.4.2	 für eine Woche	 15,00
16.4.3	 für längere Zeit bis zu 1 Monat	 50,00
16.4.4	 Zusatzgebühr für die Benutzung unter Beaufsichtigung je angefangene Stunde	 46,00
16.4.5	 Zusatzgebühr für die Benutzung unter Beaufsichtigung je vollen Tag (6-8 Stunden)	 200,00
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Satzung der Stadt Arneburg über die Entschädigung für den ehrenamtlich  
tätigen Bürgermeister und ehrenamtlich tätige Bürger

Auf Grund § 35 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-An-
halts (Kommunalverfassungsgesetz – KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA 
Nr. 12/2014 S. 288), in der derzeit gültigen Fassung, sowie des Runderlasses 
des MI vom 16.06.2014 (MBl. LSA 2014, S. 264) hat der Stadtrat der Stadt 
Arneburg in seiner Sitzung am 22.12.2015 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Ehrenamtlich tätige Bürgermeister und Bürger haben Anspruch auf eine an-
gemessene Aufwandsentschädigung, auf Ersatz ihrer Auslagen und ihres 
Verdienstausfalls.

ABSCHNITT I

§ 2
Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Bürgermeister

(1)	 Als Aufwandsentschädigung für den ehrenamtlich tätigen Bürgermeis-
ter wird ein monatlicher Pauschalbetrag entsprechend der Einwohner-
zahl gemäß § 8 der Kommunalbesoldungsverordnung für das Land Sach-
sen-Anhalt vom 07.03.2002 (GVBl. LSA 2002, S. 108) und Runderlass 
des MI vom 16.06.2014 in Höhe von 1.040,00 Euro gezahlt.

(2) 	 Die Aufwandsentschädigung wird zum ersten eines Monats im Voraus 
gezahlt.

§ 3
Aufwandsentschädigung für den Verhinderungsvertreter des 

ehrenamtlichen Bürgermeisters

(1) 	 Im Fall der Verhinderung des ehrenamtlichen Bürgermeisters für einen 
zusammenhängenden Zeitraum von mehr als zwei Wochen wird seinem 
Stellvertreter für die über zwei Wochen hinausgehende Zeit eine Auf-
wandsentschädigung bis zur Höhe derjenigen des Vertretenen gewährt.

(2) 	 Die Aufwandsentschädigung wird nachträglich gezahlt.

§ 4
Zahlung und Wegfall der Aufwandsentschädigung

(1)	 Übt der ehrenamtliche Bürgermeister seine Tätigkeit länger als einen 
Monat ununterbrochen nicht aus, entfällt der Anspruch auf Zahlung der 
Aufwandsentschädigung.

(2)	 Dem ehrenamtlichen Bürgermeister wird keine Aufwandsentschädigung 
gezahlt, solange ihm die Führung der Dienstgeschäfte verboten ist.

(3)	 Entfällt der Anspruch während eines Kalendermonats, wird die Auf-
wandsentschädigung für jeden Tag, an dem kein Anspruch besteht, um 
ein Dreißigstel gekürzt.

ABSCHNITT II

§ 5
Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich tätige Bürger

(1)	 Die Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich tätige Bürger wird als 
monatlicher Pauschalbetrag und als Sitzungsgeld gewährt. Der Pau-
schalbetrag wird zum ersten eines Monats im Voraus gezahlt. Entsteht 

oder entfällt der Anspruch während des Kalendermonats, wird die pau-
schale Aufwandsentschädigung für jeden Tag, an dem kein Anspruch 
besteht, um ein Dreißigstel gekürzt.

(2)	 Wird die ehrenamtliche Tätigkeit länger als  3 Monate nicht ausgeübt, 
entfällt der Anspruch auf die Zahlung einer pauschalen Aufwandsent-
schädigung. Die pauschale Aufwandsentschädigung entfällt für die 
Gemeinderatsmitglieder dann, wenn außerhalb der Teilnahme von Ge-
meinderatssitzungen die ehrenamtliche Tätigkeit nicht erkennbar ist.

(3)	 Die für die Höhe der Aufwandsentschädigung maßgebliche Einwoh-
nerzahl richtet sich nach  § 8 der Kommunalbesoldungsverordnung für 
das  Land Sachsen-Anhalt vom 07.03.2002 (GVBl. LSA 2002, S. 108) und 
Runderlass des MI vom 16.06.2014.

§ 6
Höhe der Aufwandsentschädigung

(1)	 Mitglieder des Stadtrates
	 Als Aufwandsentschädigung für die Stadträte wird ein monatlicher Pau-

schalbetrag in Höhe von 50,00 Euro und ein Sitzungsgeld in Höhe von 
16,00 Euro gezahlt.

(2)	 Ausschuss- und Fraktionsvorsitzende
	 Den Ausschuss- und Fraktionsvorsitzenden, soweit die Funktion nicht 

dem ehrenamtlichen Bürgermeister obliegt, ist eine zusätzliche Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 50,00 Euro zu gewähren.

(3)	 Sachkundige Einwohner
	 Sachkundigen Einwohnern, die zu Mitgliedern beratender Ausschüsse 

bestellt wurden, wird abweichend von den vorstehenden Regelungen 
Aufwandsentschädigung ausschließlich in Form von Sitzungsgeld in 
Höhe von 16,00 Euro gezahlt.

ABSCHNITT III

§ 7
Entgangener Arbeitsverdienst

(1)	 Der ehrenamtliche Bürgermeister und  ehrenamtlich tätige Bürger ha-
ben neben der Aufwandsentschädigung Anspruch auf Ersatz des Ver-
dienstausfalls. Nichtselbständigen wird der tatsächlich entstandene 
und nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt. Insbesondere Selbstän-
dige und Personen,  die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen 
führen und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig 
sind, erhalten den Verdienstausfall in Form eines pauschalen Durch-
schnitts- oder Stundensatzes. Dieser Durchschnitts- oder Stundensatz 
beträgt 16,00 Euro.

(2) 	 Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberan-
teil zur Sozialversicherung wird erstattet, soweit dieser zu Lasten des 
Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger abge-
führt wird.

§ 8
Auslagenersatz

Die notwendigen Auslagen werden frühestens im auf die Entstehung fol-
genden Monat auf Antrag erstattet. Dem Antrag sind Belege beizufügen.
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Hinweis

Die 1. Änderungssatzung zur nachfolgenden Satzung wurde am 29.01.2013 veröffentlicht.

Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer im Gebiet der Gemeinde Rochau 

Aufgrund §§ 4, 6, 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-An-
halt vom 5. Oktober 1993 (GVBl. S. 568), zuletzt geändert durch das kom-
munale Unternehmensrecht Art. 2, Änderung der GO vom 03.04.2011 (GVBl. 
LSA 15/2001 S.136) in der jeweils geltenden Fassung und aufgrund der  
§§ 2,3 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG 
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. 
LSA S. 405), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Kom-
munalabgabengesetzes und des Wassergesetzes für das Land Sachsen-An-
halt (WG LSA) vom 15. August 2000 (GVBl. LSA S. 526) hat der Gemeinde-
rat der Gemeinde Rochau am 18.11.2011 folgende Satzung erlassen:

§ 1 
Steuergegenstand

(1) 	 Die Gemeinde Rochau  erhebt die Hundesteuer nach dieser Satzung.

(2) 	 Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten 
Hunden durch natürliche oder juristische Personen im Gemeindegebiet.

§ 2 
Steuerschuldner

(1) 	 Steuerschuldner ist der Halter eines Hundes.

(2) 	 Hundehalter ist, wer einen oder mehrere Hunde zu persönlichen Zwe-
cken im eigenen Interesse oder im Interesse seiner Haushaltsangehöri-
gen im eigenen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat.

(3) 	 Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund länger als zwei Monate im 
Jahr gepflegt, untergebracht oder auf Probe oder zum Anlernen gehal-
ten hat, es sei denn er kann nachweisen, dass der Hund bereits in einer 
anderen Gemeinde in der Bundesrepublik Deutschland versteuert wird 
oder von der Steuer befreit ist.

§ 3 
Entstehung der Steuerpflicht

(1) 	 Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. des Monats, in dem ein Hund in 
einen Haushalt aufgenommen oder mit dem 1. des Monats, der dem 
Monat folgt, in dem der Hund drei Monate alt geworden ist. In den Fäl-
len des § 2 Abs. 3 beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, der 
dem Monat folgt, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten 
worden ist.

(2) 	 Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hun-
dehaltung beendet wird oder in dem der Halter wegzieht. Die Hunde-
haltung ist beendet, wenn der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder verstirbt.

§ 4 
Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld

(1) 	 Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das 
Kalenderjahr.

§ 9
Reisekostenvergütung

Die Reisekostenvergütung erfolgt nach den für hauptamtliche Beamte des 
Landes geltenden Grundsätzen. Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort sind 
grundsätzlich mit der Zahlung der Aufwandsentschädigung abgegolten.

§ 10
Steuerliche Behandlung

Der Erlass des Ministeriums der Finanzen über die steuerliche Behandlung 
von Entschädigungen, die den ehrenamtlichen Mitgliedern kommunaler 
Vertretungen gewährt werden, findet in der jeweilig geltenden Fassung 
Anwendung.

§ 11
Rundungsvorschrift

Beträge hinter dem Komma werden wie folgt gerundet:
a)	 0 bis 49 Cent sind auf volle Euro nach unten abzurunden,
b)	 50 bis 99 Cent sind auf volle Euro nach oben abzurunden.

§ 12
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in 
weiblicher und männlicher Form.

§ 13
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

(1)	 Die Satzung der Stadt Arneburg über die Entschädigung für den ehren-
amtlich tätigen Bürgermeister und ehrenamtlich tätiger Bürger tritt zum 
01.01.2016 in Kraft.

(2)	 Gleichzeitig tritt die  Satzung  der Stadt Arneburg über die Entschä-
digung für den ehrenamtlich tätigen Bürgermeister und ehrenamtlich 
tätiger Bürger vom 02.07.2009 außer Kraft.

Arneburg, den 22.12.2015

Riedinger
Bürgermeister
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(2) 	 Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so 
ist die Steuer anteilmäßig auf volle Monate zu berechnen.

(3) 	 Die Jahressteuerschuld entsteht jeweils zu Beginn des Erhebungs-
zeitraumes am 01.01. des jeweiligen Kalenderjahres. Beginnt die 
Steuerpflicht erst im Laufe des Erhebungszeitraumes, entsteht die 
Steuerschuld mit Beginn des Monats, in dem die Steuerpflicht beginnt  
(§ 3 Abs. 1).

§ 5 
Festsetzung und Fälligkeit

(1) 	 Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder, wenn die Steuerpflicht erst 
während des Kalenderjahres beginnt, für den Rest des Kalenderjahres 
durch Bescheid festgesetzt.

(2) 	 Die Steuer ist mit dem Jahresbetrag am 1.07. eines jeden Jahres fällig. 
Für zu einem späteren Zeitpunkt angemeldete Hunde wird die Steuer 1 
Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 6 
Steuersatz

(1) Die Steuer beträgt jährlich
– 	 für den ersten Hund 	 41,00 EUR
– 	 für den zweiten Hund 	 51,00 EUR
– 	 für den dritten und jeden weiteren Hund 	 51,00 EUR

(2) 	 Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 8 gewährt wird, sind bei der 
Berechnung der Anzahl der Hunde nicht anzusetzen. Hunde, für die 
Steuerermäßigung nach § 9 gewährt wird, gelten als erste Hunde.

§ 7 
Allgemeine Voraussetzungen für Steuervergünstigungen

(1) 	 Die Gewährung von Steuervergünstigungen (Steuerbefreiungen, Steuer- 
ermäßigungen) nach den §§ 8 und 9 richtet sich nach den Verhältnissen 
zu Beginn des Kalenderjahres. In den Fällen des § 3 Abs. 1 sind die 
Verhältnisse bei Beginn der Steuerpflicht maßgeblich.

(2) 	 Steuervergünstigungen werden nur gewährt, wenn die Hunde, für wel-
che die Vergünstigung in Anspruch genommen werden soll

1. 	 für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind,
2. 	 entsprechend den Erfordernissen des Tierschutzes gehalten werden,
3. 	 die in den Fällen des § 9 Nr. 3 und 4 geforderte Prüfung vor dem im 

Abs. 1genannten Zeitpunkt mit Erfolg abgelegt haben
4. 	 und wenn der Halter des Hundes in den letzten fünf Jahren nicht 

rechtskräftig wegen Tierquälerei bestraft ist.

(3)	 Anträge auf Gewährung einer Steuervergünstigung sollen bis zum Ab-
lauf eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides gestellt 
werden.

§ 8 
Steuerbefreiungen

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für:

1.	 Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe blinder, tauber oder 
sonst hilfloser Personen dienen. Sonst hilflose Personen sind solche Per-
sonen, die einen Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen „B“, 
„BL“, „aG“ oder „H“ besitzen.

2. 	 Gebrauchshunde in der erforderlichen Anzahl, welche ausschließlich für 
die Bewachung von Herden verwendet werden,

3. 	 Jagdgebrauchshunde von Jagdausübungsberechtigten und bestätigten 
Jagdaufsehern, sofern diese Inhaber des Jagdscheines sind, und der 
Hund ausschließlich zum Zwecke der Jagd eingesetzt wird (Berufsjä-
ger),

4. 	 Hunde, die von ihrem Halter aus einem Tierheim erworben wurden, bis 
zum Ablauf von sechs Monaten nach dem Erwerb.

§ 9 
Steuerermäßigung

Die Steuer wird auf Antrag auf 50 v. H. ermäßigt für:

1. 	 einen Hund, der der Bewachung von bewohnten Gebäuden dient, die 
von dem nächstem bewohnten Gebäude mehr als 300 m Luftlinie ent-
fernt liegen,

2. 	 einen Hund, der der Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen 
dient, die von den nächsten bewohnten Gebäuden mehr als 300 m Luft-
linie entfernt liegen.

3. 	 Hunde, die die für Melde-, Sanitäts- oder Schutzhunde vorgeschrie-
bene Prüfung vor Leistungsprüfern der zuständigen Fachorganisation 
mit Erfolg abgelegt haben und für den Zivilschutz, Katastrophenschutz 
oder Rettungsdienst zur Verfügung stehen. Die Ablegung der Prüfung 
ist durch Vorlage eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Ver-
wendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen.

4. 	 Jagdgebrauchshunde, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben 
und neben persönlichen Zwecken auch der Jagd dienen.

5. 	 Hunde die von zugelassenen Unternehmungen des Bewachungsgewer-
bes oder von berufsmäßigen Einzelwächtern neben persönlichen Zwe-
cken auch zur Ausübung des Wachdienstes dienen.

§ 10 
Meldepflicht

(1) 	 Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von 14 Tagen 
nach Aufnahme oder, wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von 
ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist, innerhalb von 14 Tagen nach 
Ablauf des dritten Monats nach der Geburt bei der Gemeinde schriftlich 
anzumelden. In den Fällen des § 2 Abs. 3 muss die Anmeldung innerhalb 
von 14 Tagen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten 
überschritten worden ist, erfolgen.

(2) 	 Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von 14 Tagen 
nach Beendigung der Hundehaltung bei der Gemeinde abzumelden. Im 
Falle einer Veräußerung sind bei der Abmeldung Name und Wohnung 
des Erwerbers anzugeben.

(3) 	 Entfallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuer-
befreiung, ist der Hundehalter verpflichtet, der Gemeinde dies innerhalb 
von 14 Tagen nach Eintritt des Grundes für den Wegfall der Vergünsti-
gung anzuzeigen.

§ 11 
Hundesteuermarken

(1) 	 Für jeden angemeldeten Hund, dessen Haltung im Gemeindegebiet 
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angezeigt wurde, wird eine Hundesteuermarke, die im Eigentum der 
Gemeinde verbleibt, ausgegeben.

(2) 	 Die Hundesteuermarken bleiben für die Dauer der Haltung des Hundes 
gültig.

(3) 	 Der Hundehalter hat dem/den von ihm gehaltenem/n Hund/en die gül-
tige Steuermarke sichtbar anzulegen.

(4) 	 Endet die Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige über 
die Beendigung der Hundehaltung innerhalb von 14 Tagen an die Ge-
meinde zurückzugeben.

(5) 	 Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird dem Halter eine Ersatzmar-
ke zum Selbstkostenpreis ausgehändigt. Dasselbe gilt für den Ersatz 
einer unbrauchbar gewordenen Hundesteuermarke; die unbrauchbar 
gewordene Hundesteuermarke ist zurückzugeben. Wird eine in Verlust 
geratene Hundesteuermarke wieder aufgefunden, ist die wiedergefun-
dene Marke der Gemeinde gegen Erstattung der für die Ersatzmarke 
gezahlten Selbstkosten unverzüglich zurückzugeben.

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen die §§ 10 und 11 Abs. 3 und 4 sind Ordnungswid-
rigkeiten nach § 16 Abs. 2 KAG-LSA.

§ 13 
Übergangsvorschrift

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bei der Gemeinde bereits 
angemeldeten Hunde gelten als angemeldet im Sinne des § 10 Abs. 1.

§ 14 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung der Gemeinde Rochau vom 
26.04.2002 außer Kraft.

Rochau, den 18.11.2011
	 Siegel
Großpietsch
Bürgermeister

Friedhofssatzung der Hansestadt Werben (Elbe)

Aufgrund der §§ 4, 5 Abs. 1 und 45 Abs. 2 Ziffer 1 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), § 25 Abs. 1 Be-
stattungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntma
chung vom 05.02.2002 (GVBl. LSA S. 46), zuletzt geändert am 17.02.2011 
(GVBl. LSA S 136, 148) und §§ 1,2 und 5 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 
(GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 17.12.2014 (GVBl. LSA S. 522), hat 
der Stadtrat der Hansestadt Werben (Elbe) auf seiner Sitzung am 01.12.2015 
folgende Satzung über das Friedhofswesen beschlossen:

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Geltungsbereich

Die Hansestadt Werben (Elbe) ist Friedhofsträger der Friedhöfe:
–	 in der Hansestadt Werben (Elbe),
–	 in der Hansestadt Werben (Elbe) Ortsteil Behrendorf.

§ 2 
Friedhofszweck

(1)	 Die Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen.

(2)	 Sie dienen der Bestattung derjenigen Personen, die

a)	 Einwohner der Hansestadt Werben (Elbe) waren,
b)	 innerhalb des Gemeindegebietes verstorben sind oder
c)	 ein besonderes Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstät-

te haben.

(3)	 Abweichend vom Absatz 2 können weitere Personen bestattet werden, 
wenn eine Ausnahmegenehmigung erteilt worden ist.

§ 3 
Friedhofsverwaltung

(1)	 Die Verwaltung der Friedhöfe obliegt der Hansestadt Werben (Elbe).

(2)	 Alle Entscheidungen sind im Einvernehmen mit der Hansestadt Werben 
(Elbe) zu treffen.

§ 4
Schließung und Entwidmung

(1)	 Die Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus 
wichtigem öffentlichen Interesse geschlossen oder entwidmet werden. 
Durch Schließung wird die Möglichkeit weiterer Beisetzungen ausge-
schlossen. Durch die Entwidmung verliert der Friedhof seine Eigenschaft 
als öffentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der Schlie-
ßung, so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt.

(2)	 Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung 
sind jeweils öffentlich bekannt zu machen.

(3)	 Die Hansestadt Werben (Elbe) kann über die Schließung verfügen, wenn 
keine Rechte auf Bestattung entgegenstehen.

(4)	 Die Hansestadt Werben (Elbe) kann über die Entwidmung verfügen, 
wenn alle Nutzungsrechte und Ruhefristen abgelaufen sind.

(5)	 Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungsrechte aufgehoben 
oder im Einvernehmen mit den Berechtigten abgelöst werden sollen, 
sind unter ersatzweiser Einräumung entsprechender Rechte auch Um-
bettungen ohne Kosten für den Nutzungsberechtigten möglich.
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II. Ordnungsvorschriften

§ 5
Verhalten auf dem Friedhof

(1)	 Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes und der Achtung 
der verstorbenen Person entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen 
der Hansestadt Werben (Elbe) sind zu befolgen.

(2)	 Der Besuch der Friedhöfe ist nur bei Tageslicht gestattet.

(3)	 Es ist nur gestattet, kompostierbare Abfälle an die dafür bestimmten 
Plätze abzulegen. Für die Entsorgung nicht kompostierbarer Abfälle ha-
ben die Nutzungsberechtigten zu sorgen.

(4)	 Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet,

a)	 die Wege mit Fahrzeugen aller Art sowie Sportgeräten (z. B. Fahr-
räder, Rollschuhe, Inlineskater) zu befahren außer Fahrzeuge der 
Stadt, Fahrzeuge der Dienstleistungserbringer, Fahrzeuge der Ver- 
und Entsorgung, Hinterbliebene mit Fahrgenehmigung sowie Roll-
stühle und Kinderwagen,

b)	 der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, 
sowie das Anbieten von Dienstleistungen,

c)	 an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung Arbeiten 
auszuführen,

d)	 die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video -und Fotoauf-
nahmen, außer zu privaten Zwecken,

e)	 Druckschriften zu verteilen,
f)	 Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzu-

lagern,
g)	 den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen 

oder zu beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und 
Rasenflächen (soweit sie nicht als Wege dienen), Grabstätten und 
Grabeinfassungen unberechtigt zu betreten,

h)	 zu lärmen und zu spielen, zu essen und zu trinken sowie zu lagern, 
i) 	 Hunde unangeleint mitzuführen,

(5)	 Totengedenkfeiern sind spätestens vier Tage vorher bei der Hansestadt 
Werben (Elbe) zur Zustimmung anzumelden.

(6)	 Die Hansestadt Werben (Elbe) kann Ausnahmen zum Absatz 4 zulassen, 
soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung vereinbar 
sind.

§ 6
Gewerbetreibende

(1)	 Arbeiten auf dem Friedhofsgelände dürfen nur von Dienstleistern erbracht 
werden, deren Gewerbe oder Beruf Leistungen beinhaltet, welche im 
Friedhofswesen anfallen (insbesondere Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, 
Bestatter und sonstige vergleichbare Tätigkeiten auf Friedhöfen).

(2)	 Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Mit-
arbeiter im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen ver-
ursachen.

(3)	 Bei Beendigung ihrer Arbeiten ist der Arbeitsplatz wieder in einen ord-
nungsgemäßen und verkehrssicheren Zustand zu versetzen.

(4)	 Die Tätigkeiten Gewerbetreibender auf den Friedhöfen sind nur bei Ta-
geslicht gestattet.

(5)	 Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten anfal-
lenden nicht kompostierbaren Abfälle zu entfernen.

III. Bestattungsvorschriften

§ 7 
Allgemeines

(1)	 Zur Bestattung von Leichen und zur Beisetzung von Urnen muss die Ster-
beurkunde unverzüglich vorgelegt werden. Für die Beisetzung von Urnen 
ist außerdem eine Einäscherungsbescheinigung erforderlich.

(2)	 Vor der Bestattung bzw. Beisetzung ist die Beratung durch die Mitarbei-
ter der Stadt erforderlich (Grabstättenauswahl vor Ort, Gebühreninfor-
mation).

(3)	 Wird eine Bestattung oder Beisetzung in einer vorher erworbenen 
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte beantragt, ist auch das Nutzungs-
recht nachzuweisen.

(4)	 Für die Bestattungen haben folgende Personen:

a)	 der überlebende Ehegatte oder eingetragene Lebenspartner
b)	 die volljährigen Kinder
c)	 die Eltern
d)	 die Großeltern
e)	 die volljährigen Geschwister und Enkelkinder der verstorbenen Per-

son

	 in der genannten Reihenfolge oder eine von der verstorbenen Person zu 
Lebzeiten beauftragte Person oder Einrichtung zu sorgen. Der Bestat-
tungspflichtige ist gleichzeitig Nutzungsberechtigter.

§ 8
Beschaffenheit von Särgen und Urnen

(1)	 Die Särge sollen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 
0,65 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, 
ist die Zustimmung der Hansestadt Werben (Elbe) bei der Anmeldung 
der Bestattung einzuholen.

(2)	 Die Urnenkapsel muss aus zersetzbarem Material sein, die Überurne bei 
unterirdischer Aschebeisetzung ebenfalls.

§ 9
Ausheben der Gräber

(1)	 Die Gräber werden vom Dienstleistungsbringer ausgehoben und wieder 
zugefüllt.

(2)	 Die Grabstätten haben folgende Größen:

a)	 Grabstätten für Erdbestattung Einzelstelle	 1,50 x 3,00 m
b)	 Grabstätten für Erdbestattung Doppelstetle	 3,00 x 3,00 m
c)	 Grabstätten für Erdbestattung Kindergrab	 0,90 x 1,60 m
d)	 Urnengrabstelle	 1,20 x 1,20 m
e)	 Urnengemeinschaftsanlage	 0,50 x 0,50 m

(3)	 Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hü-
gel) bis zur Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante 
der Urne mindestens 0,50 m,
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(4)	 Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 
0,30 m starke Erdwände getrennt sein.

§ 10
Ruhezeit

(1)	 Innerhalb der Ruhezeit darf die Grabstätte nicht neu belegt werden.

(2)	 Die Ruhezeit beträgt auf allen Friedhöfen
a)	 für Leichen	 25 Jahre
b)	 für Aschen	 20 Jahre
c)	 bei Verstorbenen bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr	 15 Jahre

(3)	 Die Ruhezeit beginnt mit der Bestattung oder Beisetzung und endet am 
Monatsende der festgelegten Ruhezeit.

§ 11
Umbettungen

(1)	 Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.

(2)	 Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der 
sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der 
Hansestadt Werben (Elbe). Die Zustimmung kann nur bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes erteilt werden. Umbettungen innerhalb des 
Stadtgebiets sind in den ersten fünf Jahren der Ruhezeit nur bei Vor-
liegen eines dringenden öffentlichen Interesses zulässig. Umbettungen 
aus einer Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte in eine andere Rei-
hengrabstätte/Urnengrabstätte sind innerhalb des Stadtgebiets nicht 
zulässig. § 4 (5) bleibt unberührt.

(3)	 Nach Ablauf der Ruhezeit können noch vorhandene Leichen- oder 
Aschenreste mit vorheriger Zustimmung der Hansestadt Werben (Elbe) 
auch in belegte Grabstätten aller Art umgebettet werden.

(4)	 Alle Umbettungen erfolgen nur auf einen schriftlichen Antrag.

(5)	 Alle Umbettungen werden von der Hansestadt Werben (Elbe) oder durch 
ein von ihr beauftragtes Unternehmen durchgeführt. Sie bestimmt den 
Zeitpunkt der Umbettung.

(6)	 Neben der Zahlung der Gebühren für die Genehmigung der Umbettung 
haben die Antragsteller Ersatz für die Schäden zu leisten, die an be-
nachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung zwangs-
läufig entstehen.

(7)	 Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen 
oder gehemmt.

(8)	 Leichen und Aschen dürfen nur bei behördlicher oder richterlicher An-
ordnung sowie zu Umbettungszwecken ausgegraben werden.

IV. Grabstätten

§ 12
Allgemeines

(1)	 Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofträgers. An ihnen können 
Nutzungsrechte nur nach dieser Satzung erworben werden.

(2)	 Es besteht kein Anspruch auf Verleihung des Nutzungsrechtes an einer 
der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der 
Umgebung.

(3)	 Die Grabstätten werden unterschieden in:
a)	 Reihengrabstätten
b)	 Wahlgrabstätten
c)	 Urnenreihengrabstätten
d)	 Urnenwahlgrabstätten
e)	 Urnengemeinschaftsanlage (anonym)
f)	 Ehrengrabstätten

§ 13
Nutzungsrecht

(1)	 Das Nutzungsrecht an einer Grabstätte wird bei Eintritt des Sterbefalles 
vergeben, soweit in dieser Satzung keine andere Regelung getroffen ist. 
Der künftige Inhaber des Nutzungsrechtes erhält als Beleg eine Grabur-
kunde.

(2)	 Das Nutzungsrecht entsteht nach Zahlung der fälligen Gebühr mit Aus-
händigung der Graburkunde.

(3)	 Das Nutzungsrecht beträgt auf allen Friedhöfen:
a)	 Erdreihengrab	 25 Jahre
b)	 Erdwahlgrab	 30 Jahre
c)	 Erdwahlgrab (Kindergrab)	 15 Jahre
d)	 Urnenreihengrab	 20 Jahre
e)	 Urnenwahlgrab	 25 Jahre
f)	 Urnengemeinschaftsanlage (anonym)	 20 Jahre

(4)	 Das Nutzungsrecht beginnt am ersten des auf die Bestattung oder Bei-
setzung folgenden Monats.

(5)	 Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich bis auf Absatz 3) Buchstabe f) die 
Verpflichtung zur Anlage und Pflege der Grabstätten.

(6)	 Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Nutzungsberech-
tigte für den Fall seines Ablebens seinen Nachfolger im Nutzungsrecht 
bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch einen schriftlichen Vertrag 
übertragen.

(7)	 Das Nutzungsrecht erlischt, wenn es keiner der Angehörigen des Ver-
storbenen Nutzungsberechtigten innerhalb eines Jahres seit der Bestat-
tung übernimmt.

(8)	 Bei Abgabe oder dem Einzug des Nutzungsrechtes nach Ablauf der Ru-
hefristen der Grabstätte kann die Hansestadt Werben (Elbe) über diese 
Grabstätte entschädigungslos wieder frei verfügen. Ein Anspruch auf 
Rückerstattung von Gebühren für belegte oder teilbelegte Grabstätten 
besteht nicht.

§ 14
Reihengrabstätten

(1)	 Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die im Bestat-
tungsfall einzeln, nach der Reihe für die Dauer der Ruhezeit vergeben 
werden.

(2)	 Die Nutzung an einer Reihengrabstätte erlischt mit Ablauf der festge-
legten Ruhezeit. Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an der Reihen-
grabstätte ist nicht möglich.

(3)	 In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden. Bei 
Gewährung des gemeinsamen Fristablaufes der Ruhezeit dürfen je Rei-
hengrab bis zu zwei Urnen beigesetzt werden.
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§ 15
Wahlgrabstätten

(1)	 Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, deren Lage im 
Benehmen mit dem Nutzungsberechtigten bestimmt wird und an denen 
auf Antrag nach Zahlung der festgesetzten Gebühr ein Nutzungsrecht 
verliehen wird. Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige 
Grabstätten vergeben.

(2)	 In einer Wahlgrabstätte darf bei Erdbestattungen nur jeweils eine Lei-
che bestattet werden. Zusätzlich können bis zu zwei Urnen beigesetzt 
werden. Ohne Erdbestattung können maximal drei Urnen beigesetzt 
werden.

(3)	 Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn 
die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht überschreitet oder das Nutzungs-
recht für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit verlängert worden ist,

(4)	 Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, für die bereits ein Nut-
zungsrecht verliehen wurde, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(5)	 Der Wiedererwerb eines Nutzungsrechts ist nur auf Antrag möglich.

(6)	 Die Hansestadt Werben (Elbe) kann den Erwerb und Wiedererwerb von 
Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten ablehnen, insbesondere wenn die 
Schließung gemäß § 4 beabsichtigt ist.

(7)	 Auf das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an 
teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit verzich-
tet werden. Ein Verzicht ist für die gesamte Grabstätte möglich. Eine 
Gebührenerstattung findet in diesem Fall nicht statt.

§ 16
Beisetzung von Aschen

(1)	 Aschen dürfen beigesetzt werden in
a)	 Urnenreihengrabstätten
b)	 Urnenwahlgrabstätten
c)	 Urnengemeinschaftsanlage (anonym)
d)	 Ehrengrabstätten

(2)	 Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach 
belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung 
einer Asche abgegeben werden. In einer Urnenreihengrabstätte können 
bis maximal zwei Urnen beigesetzt werden.

(3)	 Urnenwahlgrabstätten sind Aschengrabstätten, an denen auf Antrag 
ein Nutzungsrecht für die Dauer der Nutzungszeit verliehen wird und 
deren Lage im Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. In einer 
Urnenwahlgrabstätte können maximal zwei Urnen beigesetzt werden. 
Bei Ablauf der Nutzungszeit ist ein Wiedererwerb möglich.

(4)	 Die Urnengemeinschaftsanlage ist für Urnenbestattungen mit einer Ru-
hezeit von 20 Jahren bestimmt. Die Beisetzung der Urne erfolgt ohne 
die Anwesenheit von Angehörigen (anonym). Diese Grabstätten werden 
nicht gekennzeichnet. Umbettungen aus der Urnengemeinschaftsanlage 
sind später nicht möglich.

(5)	 Auf dieser anonymen Anlage ist die Ablage von kleinen Blumengebin-
den nur auf der dafür vorgesehenen Fläche gestattet und ist auch durch 
die Angehörigen zeitnah, spätestens nach 14 Tagen, wieder zu beräu-
men.

(6)	 Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, gelten 
die Vorschriften für Reihengrabstätten und für Wahlgrabstätten entspre-
chend auch für Urnengrabstätten.

§ 17 
Ehrengrabstätten

Eine Ehrengrabstätte ist eine Grabstätte auf dem kommunalen Friedhof, die 
auf Beschluss des Stadtrates einen Ehrenbürger oder verdienstvollen Bürger 
der Stadt zu dessen Beisetzung zuerkannt werden kann. Außer demjenigen, 
dem eine Ehrengrabstätte zuerkannt wurde, kann dessen Ehegatte in dieser 
Ehrengrabstätte beigesetzt werden. Die Pflege und die Unterhaltung der Eh-
rengrabstätte obliegt ausschließlich der Hansestadt Werben (Elbe).

V. Gestaltung der Grabstätten

§ 18
Herrichten und Instandhalten der Grabstätten

(1)	 Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupas-
sen, dass die Würde des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und sei-
ner Gesamtanlage gewahrt wird.

(2)	 Die Grabstellen sollen bepflanzt werden und in ihrer gärtnerischen Ge-
staltung und in ihrer Anpassung an die Umgebung entsprechen. Dabei 
soll insbesondere auf Bäume und großwüchsige Sträucher, Grabgebinde 
aus künstlichem Werkstoff und das Aufstellen von Bänken verzichtet 
werden.

(3)	 Alle Gräber sind spätestens sechs Monate nach der Bestattung bzw. 
Beisetzung würdig herzurichten und für die Dauer der Nutzung ord-
nungsgemäß instand zu halten.

(4)	 Vernachlässigt ein Nutzungsberechtigter die Pflege der Grabstätte oder 
ist die Sicherheit nicht mehr gegeben, wird diesem schriftlich in einer 
angemessenen Frist ein Termin zum Herrichten und zur Pflege gegeben. 
Wird die Grabstätte bis zu der Frist nach Satz 1 nicht hergerichtet und 
gepflegt, stellt die Hansestadt Werben (Elbe) die Grabstätte wieder her. 
Die Kosten sind von dem Nutzungsberechtigten zu tragen.

(5)	 Das Herrichten, die Unterhaltung und Veränderung gärtnerischer Anla-
gen außerhalb der Grabstätten obliegt ausschließlich der Hansestadt 
Werben (Elbe).

VI. Grabmale

§ 19
Errichtung und Veränderung von Grabmalen

(1)	 Die Grabmale und bauliche Anlagen dürfen nur nach schriftlicher Ge-
nehmigung durch den Friedhofsträger errichtet und verändert werden.

(2)	 Für Grabmale dürfen nur Natursteine (außer Findlingen), Holz, 
Schmiedeeisen sowie geschmiedete oder gegossene Bronze verwendet 
werden.

(3)	 Nach näherer Bestimmung der Belegungspläne sind stehende oder lie-
gende Grabmale zulässig. Liegende Grabmale dürfen nur flach auf die 
Grabstätte gelegt werden.

(4)	 Die Grabmale und sonstige baulichen Anlagen sind dauernd in einem 
ordnungsgemäßen und verkehrssicheren Zustand zu halten. Verantwort-
lich ist der jeweilige Nutzungsberechtigte.
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§ 20
Entfernung

(1)	 Die Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf der 
Ruhezeit oder des Nutzungsrechts nur mit vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung der Hansestadt Werben (Elbe) von der Grabstätte entfernt 
werden.

(2)	 Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind die Grabmale 
und die sonstigen baulichen Anlagen zu entfernen. Sind die Grabmale 
oder die sonstigen baulichen Anlagen nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts entfernt, fallen sie 
entschädigungslos in die Verfügungsgewalt der Hansestadt Werben 
(Elbe). Sofern Grabstätten von der Hansestadt Werben (Elbe) abgeräumt 
werden, hat der jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen.

VII. Leichenhallen und Trauerfeiern

§ 21
Benutzung der Leichenhallen

(1)	 Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung.

(2)	 Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken beste-
hen, können die Angehörigen den Verstorbenen während der festgesetz-
ten Zeiten sehen. Der Sarg ist spätestens eine halbe Stunde vor Beginn 
der Trauerfeier oder der Bestattung endgültig zu schließen.

(3)	 Die Aufbewahrung in der Leichenhalle kann untersagt werden, wenn 
der Verstorbene an einer meIdepflichtigen übertragbaren Krankheit ge-
litten hat.

§ 22
Trauerfeiern

Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum, am Grabe oder an 
einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden.

VIII. Schlussvorschriften

§ 23
Alte Rechte

Für Grabstätten, über die die Hansestadt Werben (Elbe) bei Inkrafttreten 
dieser Satzung bereits verfügt hat, richtet sich die Nutzungszeit- bzw. Ru-
hezeit nach den bei Vergabe gültig gewesenen Vorschriften. Im Übrigen gilt 
diese Satzung.

§ 24 
Haftung

Die Hansestadt Werben (Elbe) haftet nicht für Schäden, die durch nichtsat-
zungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen und ihrer Einrichtun-
gen, durch dritte Personen, durch Tiere oder höhere Gewalt entstehen.

§ 25
Gebühren

Für die Benutzung der von der Hansestadt Werben (Elbe) verwalteten Fried-
höfe und ihrer Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils geltenden 
Friedhofsgebührensatzung zu entrichten.

§ 26
Ordnungswidrigkeiten

(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer gemäß § 8 Absatz 6 Kommunalverfas-
sungsgesetz LSA vorsätzlich oder fahrlässig:

1.	 sich als Besucher entgegen des § 5 Abs. 1 auf dem Friedhof nicht 
der Würde des Ortes entsprechend verhält oder die Anordnungen 
nicht befolgt.

2.	 Entgegen § 5 Abs. 4
a)	 die Wege mit Fahrzeugen aller Art sowie Sportgeräten (z. B. 

Fahrräder, Rollschuhe, Inlineskater) befährt außer Fahrzeuge 
der Stadt, Fahrzeuge der Dienstleistungserbringer, Fahrzeuge 
der Ver- und Entsorgung, Hinterbliebene mit Fahrgenehmigung 
sowie Rollstühle und Kinderwagen,

b)	 Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen verkauft so-
wie gewerbliche Dienste anbietet,

c)	 an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung Ar-
beiten ausführt,

d)	 Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen erstellt und verwertet, 
außer zu privaten Zwecken,

e)	 Druckschriften verteilt,
f)	 Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen 

ablagert,
g)	 den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten 

verunreinigt oder beschädigt, Einfriedungen und Hecken über-
steigt und Rasenflächen (soweit sie nicht als Wege dienen) un-
berechtigt betritt,

h)	 lärmt, isst, trinkt sowie lagert, 
i)	 Hunde unangeleint mitführt.

3.	 entgegen § 5 Abs. 5 Totengedenkfeiern ohne Zustimmung der Han-
sestadt Werben (Elbe) durchführt,

4.	 als Gewerbebetreibender entgegen § 6 Abs. 3, 4 und 5 die Tätig-
keiten nicht bei Tageslicht durchführt, die bei Arbeiten anfallenden 
unkompostierbaren Abfälle nicht entfernen und nach Beendigung 
der Arbeiten den Arbeitsplatz nicht in einen ordnungsgemäßen und 
verkehrssicheren Zustand versetzt,

5.	 entgegen § 19 und 20 Abs. 1 ohne vorherige schriftliche Zustim-
mung Grabmale oder bauliche Anlagen errichtet, verändert oder 
entfernt,

(2)	 Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 8 Abs. 6 Satz 2 Kommu-
nalverfassungsgesetz mit einer Geldbuße von bis zu 5.000 € geahndet 
werden.

§ 27
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Die Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig treten folgende Sat-
zungen außer Kraft:
–	 die Friedhofsatzung der Hansestadt Werben (Elbe) vom 17.12.2013,
–	 die Satzung über das Friedhofswesen in der Hansestadt Werben (Elbe) 

vom 20.08.2013.

Hansestadt Werben (Elbe), den 01.12.2015

Hufschmidt
Bürgermeister
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Friedhofsgebührensatzung der Hansestadt Werben (Elbe)

Aufgrund der §§ 4, 5 Abs. 1 und 45 Abs. 2 Ziffer 1 des Kommunalverfas-
sungsgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Juni 2014 (GVBl. LSA S.   288),   §   25   Abs.   1   
Bestattungsgesetz   des   Landes   Sachsen-Anhalt   in   der   Fassung   der 
Bekanntmachung vom 05.02.2002 (GVBl. LSA S. 46), zuletzt geändert am 
17.02.2011 (GVBl. LSA S 136, 148) und §§ 1, 2 und 5 Kommunalabgabenge-
setz für das Land Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert am 17.12.2014 (GVBl. LSA 
S. 522), hat der Stadtrat der Hansestadt Werben (Elbe) auf seiner Sitzung am 
01.12.2015 folgende Satzung über das Friedhofswesen beschlossen:

§ 1 
Gebührenpflicht

(1)	 Für die Benutzung der Friedhöfe Werben und Behrendorf und seinen 
Einrichtungen werden Gebühren gemäß § 3 erhoben.

(2)	 Für nicht gebührenpflichtige Leistungen z.B. Umbettung, Abräumung, Ein- 
ebnung einer Grabstelle bei Auflassung der Grabstätte nach Ablauf der 
Nutzungszeit sind im Einzelfall die tatsächlichen Kosten zu erstatten.

(3)	 Die Gebühren, die anlässlich der Bestattung dessen, dem eine Ehren-
grabstätte zuerkannt wird, anfallen, trägt die Hansestadt Werben (Elbe).

§ 2 
Gebührenschuldner

(4)	 Gebührenschuldner ist der Nutzungsberechtigte gemäß § 7 der Fried-
hofssatzung.

(5) 	 Sind für eine Leistung mehrere Personen gebührenpflichtig, so haften 
sie als Gesamtschuldner.

§ 3 
Gebühren
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§ 4
Entstehung und Fälligkeit der Gebührenschuld

(1)	 Die Gebührenschuld entsteht am ersten des Monats nach der Beiset-
zung oder der Bestattung, bzw. mit der Inanspruchnahme der Leistungen 
nach dieser Satzung.

(2)	 Die Friedhofsgebühr wird für die ganze Nutzungszeit erhoben.

(3)	 Gebühren sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebüh-
renbescheides fällig.

(4)	 Nicht rechtzeitig gezahlte Gebühren werden kostenpflichtig angemahnt. 
Nach erfolgter Mahnung werden die Gebühren im Verwaltungsverfah-
ren beigetrieben.

§ 5
Billigkeitsmaßnahmen

Ansprüche aus dem Gebührenschuldverhältnis können gem. § 13 a KAG LSA 
ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit 
eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch 
durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalles unbillig, so können sie ganz oder zum Teil erlassen 
werden.

§ 6
Rückzahlung von Gebühren

Wird auf eine Grabstelle vor Ablauf des Nutzungsrechts verzichtet (z. B. 
durch Umbettung), so werden die gezahlten Gebühren nicht zurückgezahlt.

§ 7 
Inkrafttreten

(1)	 Die Friedhofsgebührensatzung der Hansestadt Werben (Elbe) tritt am 
Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) 	 Gleichzeitig treten folgende Satzungen außer Kraft:
–	 Satzung über das Friedhofswessen in der Hansestadt Werben (Elbe) 

vom 20.08.2013
–	 Friedhofsgebührensatzung der Hansestadt Werben (Elbe) vom 

08.10.1996 mit ihrer 1. Änderungssatzung vom 09.10.2001,
–	 Friedhofsgebührensatzung der Gemeinde Behrendorf vom 

20.06.1995 mit ihrer 1. Änderung vom 18.09.2001.

Hansestadt Werben (Elbe), den 01.12.2015

Hufschmidt
Bürgermeister

Stellenausschreibung 

In der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck ist zum 01.08.2016 die Stelle 
einer/eines Auszubildenden im Bereich der Kommunalverwaltung zu beset-
zen. Die Ausbildungsdauer beträgt 3 Jahre.

Nähere Informationen zur Ausschreibung unter www.arneburg-goldbeck.de.
Bewerbungen von schwer behinderten Menschen sind erwünscht.

Bewerbungskosten sowie Kosten die durch An- und Abreise entstehen, wer-
den nicht erstattet.

Bei Interesse richten Sie Ihre aussagefähige Bewerbung mit tabellarischem 
Lebenslauf, Kopie der letzten 2 Schulzeugnisse und Beurteilungen bis zum 
29.02.2016 an die

Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck
Personalamt
An der Zuckerfabrik 1
39596 Goldbeck.

Eike Trumpf

*) Keine erschöpfende Aufzählung, es werden nur die wesentlichsten Ar-
beitsaufgaben genannt.

Ausschreibung für Objekt in Gemarkung Arneburg

Die Stadt Arneburg beabsichtigt das Objekt in der Gemarkung Arneburg, Flur 
8 Flurstück 202, Achterstraße 4 in Arneburg, mit einer Grundstücksfläche von 
196 m² zu verkaufen. Auf dem Grundstück befinden sich zwei Gebäude. Das 
Grundstück liegt im Denkmalschutz- und Sanierungsgebiet. 

Achterstraße 4
Baujahr Gebäude ca. 1885
Bruttogrundfläche Gebäude 1: 77 m² (2 geschossig)
Bruttogrundfläche Gebäude 2: 81 m² (1 geschossig)

Angebote sind in der Zeit vom 01.02.2016 bis 29.02.2016

an die Stadt Arneburg
über: Verbandsgemeinde Arneburg- Goldbeck
Liegenschaftsamt
An der Zuckerfabrik 1
39596 Goldbeck

zu richten. 

Für die Besichtigung der Grundstücke und die Einsicht in die vorliegenden 
Gutachten vereinbaren Sie bitte mit dem Liegenschaftsamt der Verbandsge-
meinde Arneburg-Goldbeck (Tel. 039388/ 971-41) einen Termin.
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Ausschreibung für Waldbad und Waldgasthof in Wischer

Die Gemeinde Hassel beabsichtigt, das Waldbad mit Campingplatz und 
Waldgasthof in Wischer zu verpachten.

Das Waldbad Wischer befindet sich in einer reizvollen Waldlandschaft im 
Herzen der Altmark, im Städtedreieck Stendal-Arneburg-Tangermünde. Zum 
Waldbad gehören ein Campingplatz und ein Waldgasthof. Der Baggersee mit 
einer Größe von ca. 5 ha bietet einen herrlichen Sandstrand. Die Einrichtun-
gen sind behindertengerecht. Zahlreiche Spiel- und Sportmöglichenkeiten, 
wie Volleyball, Fussball, Minigolf, Tischtennis, Badminton und zwei Spiel-
plätze können genutzt werden.
Die nähere Umgebung bietet weitere Freizeitangebote, wie Reiten, Wandern 
und Radwandern. Für den Angelsport ist der Baggersee ebenso geeignet.

Das Objekt wird derzeit als Waldbad betrieben. Der bestehende Pachtver-
trag läuft am 31.12.2018 aus. Im Einvernehmen mit dem bisherigen Pächter 
könnte eine frühere Verpachtung durchaus erfolgen.

Angebote sind an folgende Adresse zu richten:
Gemeinde Hassel
über Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck
An der Zuckerfabrik 1, 39596 Goldbeck

Für die Besichtigung des Grundstückes vereinbaren Sie bitte mit der Käm-
merei der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck (Tel. 039388/97120) oder 
mit dem Bürgermeister Herr Rihsmann (Tel. 0171 /4450753) einen Termin.

Ausschreibung – Gebäude ehemaliger Hort Grundschule Hohenberg-Krusemark

Die Gemeinde Hohenberg-Krusemark beabsichtigt ein Gebäude in Hohen-
berg-Krusemark, Ellinger Straße 51 mit einer vermessenen Grundstücksflä-
che von 3.057 m² zu verkaufen.
Ein Teil des Gebäudes ist derzeit vermietet. Zu dem Grundstück gehört ein 
Wohnhaus, ein Garagenkomplex, ein Garten sowie eine landwirtschaftliche 
Fläche, die derzeit verpachtet ist.

Nähere Informationen erhalten Sie unter 039388/971-41 (Frau Jagieniak/
Frau Lindau)

Gebote können abgegeben werden
an: 	 Gemeinde Hohenberg-Krusemark
über: 	 Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck
	 An der Zuckerfabrik 1
	 39596 Goldbeck

Für die  Besichtigung des Gebäudes mit Grundstück und die Einsicht in das 
vorliegende Gutachten vereinbaren Sie bitte unter o.g. Telefonnummer, mit 
der Kämmerei der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck einen Termin.

Ausschreibung für Bürger- und Mietshaus in Rochau

Die Gemeinde Rochau beabsichtigt das Bürger- und Mietshaus in Rochau 
(ehemaliges Gutshaus), Breite Straße 47, mit einer vermessenen  Grund-
stücksfläche von  688 m² und das Geschäftshaus Breite Straße 49 mit einer 
vermessenen  Grundstücksfläche von  618 m² gemeinsam zu verkaufen.

Bürger- und Mietshaus Breite Straße 47
Baujahr Gebäude ca. 1900 als Gutshaus
Baujahr Zufahrt 2007
Bruttogrundfläche: 985 m²
teilweise saniert
2 Wohnung vermietet 
1 Gewerberaum vermietet
Voraussetzung für weitere Vermietung von 2-3 Wohnungen vorhanden

Geschäftshaus Breite Straße 49
Baujahr Gebäude ca. 1900 als Nebengebäude, Umbau zum Geschäftshaus 

1999
Baujahr Parkplatz 2007
Geschäftsfläche: 270 m²
3 Gewerberäume vermietet

Gebote können abgegeben werden

an:   	 Gemeinde Rochau
über: 	 Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck
	 An der Zuckerfabrik 1, 39596 Goldbeck

Für die Besichtigung der Grundstücke und die Einsicht in die vorliegenden 
Gutachten vereinbaren Sie bitte mit der Kämmerei der Verbandsgemeinde 
Arneburg-Goldbeck (Tel. 039388/ 97120) einen Termin.
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Jahresabschluss des Infrastrukturbetriebes der Stadt Arneburg  
Eigenbetrieb für das Wirtschaftsjahr 2014

Der Stadtrat der Stadt Arneburg hat in seiner Sitzung am 25. November 2015 
folgenden Beschluss (Nr. 22/097/15) gefasst:

„Der Stadtrat der Stadt Arneburg beschließt auf Empfehlung des Betriebs- 
ausschusses des Eigenbetriebes Nr. 108/ISBA/15 vom 12.11.2015 auf sei-
ner heutigen Sitzung auf der Grundlage des Eigenbetriebsgesetzes vom 
24.03.1997 (GVBl. S. 446, § 19 Abs. 4) den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt des Infrastrukturbetriebes der Stadt Arneburg für das Jahr 2014 auf der 
Grundlage der durchgeführten Jahresabschlussprüfung durch die Prüfungs-
gesellschaft Göken, Pollak u. Partner vorbehaltlich des Feststellungsvermer-
kes des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Stendal festzustellen.

Entsprechend EigBG § 19 Abs. 4 entscheidet der Stadtrat über die Verwen-
dung des Jahresgewinns.

Der Jahresabschluss für das Jahr 2014 und der Lagebericht des Infrastruk-
turbetriebes der Stadt Arneburg wurde mit einem Bestätigungsvermerk 
durch Göken, Pollak u. Partner am 24.07.2015 und am 15.10.2014 mit einem 
Feststellungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Stendal 
versehen. 

Stadt Arneburg	 Siegel
gez. Riedinger

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers:

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den 
Lagebericht des Eigenbetriebes Infrastrukturbetrieb der Stadt Arneburg, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2014 geprüft. Nach § 6 
Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die Einhaltung der Pflichten zur 
Rechnungslegung nach § 6 b Abs 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach 
§ 6 b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen und Tätigkeitsabschlüsse 
aufzustellen sind. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften sowie Bestimmungen der 
Satzung und der Einhaltung der Pflichten nach § 6 Abs. 3 EnWG  liegen 
in der Verantwortung des Betriebsleiters. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebe-
richt sowie über die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6 
b Abs. 3 EnWG abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 142 der 
KVG LSA unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 
erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden 
kann, ob die Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6 b Abs. 3 EnWG in allen 
wesentlichen Belangen erfüllt sind.

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des 
Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit  des rechnungslegungs-
bezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht sowie für die Einhaltung der 
Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6 b Abs. 3 EnWG überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen des Betriesbsleiters sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes sowie die Beurteilung, ob 
die Wertansätze und die Zuordnung der Konten nach § 6 b Abs. 3 EnWG 
sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der Ste-
tigkeit beachtet wurde. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung der Buchführung 
und des Lageberichtes hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den Bestimmungen der 
Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der Lagebericht 
steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die Prüfung der Einhal-
tung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6 b Abs. 3 EnWG, wonach 
die Tätigkeiten nach § 6 b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen und Tä-
tigkeitsabschlüsse aufzustellen sind, hat zu keinen Einwendungen geführt.“

Ausschreibung für Grundstück Marktstraße 5 in Werben

Die Hansestadt Werben beabsichtigt das Grundstück, Marktstraße 5, 39615 
Hansestadt Werben mit einer  Grundstücksfläche von  160 m² zu verkaufen.

Marktstraße 5
Baujahr Gebäude ca. 1872 
Bruttogrundfläche: 176 m²
Einfamilienhaus – Reihenhaus
Fachwerkbau mit Innenhof – sanierungsbedürftig

Mindestgebot:     entfällt

Angebote an: 
Hansestadt Werben
über: Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck
An der Zuckerfabrik 1, 39596 Goldbeck

Für die Besichtigung der Grundstücke und die Einsicht in die vorliegenden 
Unterlagen vereinbaren Sie bitte mit der Kämmerei der Verbandsgemeinde 
Arneburg-Goldbeck (Tel. 039388/ 97141) einen Termin.
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Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetz-
lichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung 
bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450).

Potsdam, 24. Juli 2015

		
Stempel	 Göken, Pollak und Partner
	 Treuhandgesellschaft mbH
	 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
	 Steuerberatungsgesellschaft

gez. Unterschrift	 gez. Unterschrift
(Mertens)	 (Held)
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer“

Feststellungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Stendal 
zum Jahresabschluss für das Jahr 2014 des Infrastrukturbetriebes der Stadt 
Arneburg:

	 Stendal, den 15.10.2015

Als die mit der Rechnungsprüfung beauftragte Stelle trifft das Rechnungs-
prüfungsamt des Landkreises Stendal zum Jahresabschluss zum 2014 den 
folgenden Feststellungsvermerk:

„Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer, am 24.07.2015 abge-
schlossener Prüfung durch die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2014 beauftragte Göken, Pollak & Partner Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft der Jahresabschluss des Infrastrukturbetriebes der Stadt Arneburg 
den gesetzlichen Vorschriften und der Betriebssatzung entsprechen.
Der Jahresabschluss des Eigenbetriebes vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze einer ordnungsgemäßen Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebes. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss. 
Die Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.
Eigene örtliche Prüfungshandlungen des Rechnungsprüfungsamtes haben 
bezogen auf das Berichtsjahr 2014 nicht stattgefunden.

gez. Unterschrift
Ralf Mosow
Amtsleiter

Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden gemäß § 18, Abs. 5 des 
Eigenbetriebsgesetzes – EigBG – im Land Sachsen-Anhalt für die Dauer von 
zehn Arbeitstagen in der Zeit vom 15.02. bis 19.02.2016 (Mo.- Do. von 8.00 
bis 16.00 Uhr; Freitag von 8.00 – 12.00 Uhr) am Sitz des Eigenbetriebes, 
Osterburger Straße 1 in 39596 Arneburg öffentlich ausgelegt.

L. Riedinger
Bürgermeister der Stadt Arneburg

Gewässerschau des Unterhaltungsverbandes „Milde/Biese“

Auf der Grundlage des WG LSA § 118 und der Satzung des Unterhaltungs-
verbandes Milde/Biese § 5 findet die Gewässerschau in dem Schaubezirk, 
in dem Ihre Ortschaft liegt, wie folgt statt:
Schaubezirk;	 Markgraben
Termin: 	 02.02.2016
Uhrzeit: 	 8:15 Uhr
Treffpunkt:	 Stallanlage Flessau
Schaubeauftragte:	 1. Rolf Schmundt, Flessau
	 2. Christian Bonn, Meßdorf
	 3. Rüdiger Schmidt, Möllenbeck
Die Mitglieder des Unterhaltungsverbandes sind berechtigt, an der Gewäs-
serschau teilzunehmen.

Unterhaltungsverband
Müde/Biese
Engersen
Am Bahndamm 18
39624 Kalbe/Milde
Tel. 039085 6110

gez. Mertens
Verbandsvorsteher

Beschluss vom 07.01.2016

Freiwilliger Landtausch: Giesenslage 
Landkreis: Stendal 

Verfahrensnummer: SDL 9/0147/03

I Beschluss
Hiermit wird der freiwillige Landtausch Giesenslage nach § 103 c Abs. 2 
i.V.m. § 6 Abs. 1 Satz 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 1 des Flurbereinigungsgesetzes 
(FlurbG) in der geltenden Fassung angeordnet.

Verfahrensgebiet
Dem Verfahren unterliegt folgendes Flurstück:

Gemarkung	 Flur	 Flurstück
Giesenslage	 1	 31/2, 31/13, 31/50

Die Verfahrensfläche beträgt ca. 2,5 ha. Die Verfahrensflurstücke sind auf 
der zu diesem Beschluss gehörenden Gebietskarte farbig gekennzeichnet. 
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— Ende der amtlichen Bekanntmachungen —

II Gründe

Der Beschluss beruht auf berechtigtem Antrag der Teilnehmer zur Verfah-
rensdurchführung gemäß §103 c Abs. 1 FlurbG. 
Der freiwillige Landtausch dient agrarstrukturellen Interessen. Für die land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebe wird durch die Zusammenlegung von 
Grundstücken eine Verbesserung der Betriebsstruktur erzielt. 

III Anmeldung von unbekannten Rechten

Inhaber von Rechten, die nicht aus dem Grundbuch ersichtlich, aber zur 
Beteiligung am Verfahren berechtigen, werden aufgefordert, ihre Rechte 
innerhalb von 3 Monaten – gerechnet vom ersten Tag der Bekanntmachung 
dieses Beschlusses – bei dem Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und 
Forsten Altmark anzumelden. 
Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes innerhalb einer von dieser zu 
setzenden weiteren Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist 
ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen. 

Werden die Rechte erst nach Ablauf der vorbezeichneten Frist angemeldet 
oder nachgewiesen, so kann das Amt die bisherigen Verhandlungen und 
Festsetzungen gelten lassen. 

IV Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Beschluss kann innerhalb von einem Monat nach der Bekannt-
gabe schriftlich oder mündlich zur Niederschrift Widerspruch beim Amt für 
Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25, 39576 
Stendal, erhoben werden. 

Im Auftrag

	 (DS)
Braune
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark
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